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Zahl:1832-0/2023 

 

 
N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  

 
aufgenommen am Dienstag, den 24.10.2023 anlässlich der Sitzung des Gemeinderates der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, im Sitzungssaal der Marktgemeinde. 

 
 

Anwesend:  

Bürgermeisterin: Elisabeth Lobnik, Bakk, 9135 Bad Eisenkappel 157 
 

   Vizebgm. Ing. Jürgen Lamprecht, 9135 Bad Eisenkappel 150/6 

Vizebgm. Franz Josef Smrtnik, 9135 Trögern/Korte 8 

Manuela Lobnik, BSc.; 9135 Bad Eisenkappel 185/1 

Michael Arbeitstein; 9135 Rechberg 42/2 

Evelin Pirčer, 9135 Vellach 64 

Nicole Lamprecht, 9135 Bad Eisenkappel 239 

Michael Peterschinek; 9135 Vellach 65/2 

Harald Persche, 9135 Bad Eisenkappel 127/1 

Raimund Sadovnik, 9135 Koprein Sonnseite15/1 

Gabriel Hribar, 9135 Trögern/Korte 5/2 

Thomas Schadl, 9135 Bad Eisenkappel 141 

Gertraud Urschitz; 9135 Bad Eisenkappel 74 

Herbert Kogoj, 9135 Lobnig 20 

Majda Furjan-Kutschnig, 9135 Ebriach 125 

Daniel Pasterk; 9135 Vellach/Bela 43 

Anja Christina Orasche, 9135 Leppen 34 

Denis Smrtnik, 9135 Unterort 11 

Markus Korotaj; 9135 Bad Eisenkappel 237/3 

Richard Županc, 9135 Vellach 45/2 

Johannes Jerlich, 9135 Ebriach 156 
 

 
 

Entschuldigt abwesend:   
 

Christian Morosz; 9135 Bad Eisenkappell 336 

Toni Smrtnik, 9135 Ebriach 131 
 

Ersätze: 
 

Raimund Sadovnik, 9135 Koprein Sonnseite15/1 

Herbert Kogoj, 9135 Lobnig 20 

        

Weiters anwesend:           

AL Christian Sadolschek, BA MSc MA 

Eva Kuchar 
 

Sitzungsbeginn:              18:30 Uhr 
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Tagesordnung: 
 

Bericht der Bürgermeisterin 
 

1. Bestellung des/r Protokollprüfer(s)in 

2. Finanzierungsplan Hochwasserschutzprojekt Radweg 

3. Finanzierungsplan WLV – Sofortmaßnahmen 2023 

4. Finanzierungsplan Katastrophenschäden 2023 

5. Finanzierungsplan FF-Auto Rechberg 

6. Finanzierungsplan – Rüsthaus Rechberg 

7. Finanzierungsplan – investive Maßnahmen FF Eisenkappel 

8. 1. Nachtragsvoranschlag 2023 inkl. MIFP 2023-2027 

9. Bindungen BZ innerhalb des Rahmens 

10. Darlehensumschichtung – Zinsentwicklung 

11. Kassaprüfung 28.09.2023 

12. Bilanz 2022 – Obir Tropfsteinhöhlen GmbH 

13. Bilanz 2022 – Sport- und Freizeitanlagen GmbH 

14. Förderungsvertrag Pfarre Rechberg/Filialkirche Glantschach  

15. Förderungsvertrag a-Zone Phase III  

16. Lesnikfeld - Smretschnig Konzept und Verkauf 

17. Projekt Komposch-Ebene – Grundsatzbeschluss 

18. Verordnung Parkplatz NMS 

19. Umstellung Kommunalsoftware 

20. 2. Änderung Stellenplan 2023 

21. Zusammensetzung Kommission – Spendenkonto 

22. Bestandvertrag BIK- PoP (Breitband) 

23. Antrag §41 K-AGO der EL – Ankauf Abfalleimer im Ortsgebiet 

24. Personalangelegenheiten 

 

Die Sitzung ist bis auf den Tagesordnungspunkt Personalangelegenheiten öffentlich. 

 

Bericht der Bürgermeisterin 

 
 

1. Bestellung der Protokollprüfer 
Berichterstatterin: Bürgermeisterin Elisabeth Lobnik, Bakk 
 

Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung werden Herr Markus Korotaj sowie Herr 

Michael Arbeitstein bestellt. 

 

Einstimmig wird dieser Bericht zur Kenntnis genommen. 
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2. FiPlan – Hochwasserschutzprojekt Radweg   
Berichterstatterin: GR in LAbg. Manuela Lobnik, BSc 

 

Bei der Unwetterkatastrophe im August 2023 wurde der Vellachbach sowie der Radweg 

im Bereich Rechberg – Richtung Sittersdorf sowie im Bereich des Sportplatzes sehr 

stark in Mitleidenschaft gezogen. Es mussten Sofortmaßnahmen gesetzt werden, welche 

von der Abteilung 12 – Wasserwirtschaft des Amtes der Kärntner Landesregierung 

durchgeführt werden.  

 

In Absprache mit dem Projektleiter wird dies in zwei Abschnitten durchgeführt. Als 

Gesamtvolumen wurde ein Betrag in der Höhe von € 960.000,00 als Kostenschätzung 

abgegeben. Da im Bereich des Radweges auch die Leitung der Kelag sowie die A1 

betroffen ist, beteiligen sich die zwei Unternehmen an den Kosten. Weiters gibt es eine 

Beteiligung des Bundes und des Landes. Der Gemeinde verbleibt ein Eigenteil in der 

Höhe von € 275.000,00, wobei im Jahr 2023 Baumaßnahmen in der Höhe von 

€ 150.000,00 verbaut und als Interessentenbeitrag verrechnet werden. Die 

verbleibenden Baukosten in der Höhe von € 125.000,00 werden im Jahr 2024 

durchgeführt.  

 

Um diese Projekte auch durchführen zu können, mussten für die Bedeckung der 

Eigenmittel Förderschienen gefunden werden. Erfreulicherweise konnte für die gesamte 

Bedeckung des Eigenanteils der Gemeinde eine Zusicherung bei LR Fellner erwirkt 

werden. Für die Bedarfszuweisungen a.R. wurde uns am 21.09.2023 eine schriftliche 

Zusicherung (Zahl: 03-VK124-10/35-2023) übermittelt. 

 

Da mit der Durchführung des Projektes bereits begonnen wurde, wird der 

Finanzierungsplan teilweise schon in den 1. Nachtragsvoranschlag 2023 eingearbeitet. 

Die weiteren Maßnahmen werden im Voranschlag 2024 budgetiert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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3. FiPlan – WLV  diverse Projekte/Schäden – Sofortmaßnahmen 2023 

Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Durch die Unwetterkatastrophe im August 2023 kam es im Bereich der Bäche zu 

Schäden im gesamten Gemeindegebiet. Die Kostenschätzung durch die Wildbach- und 

Lawinenverbauung ergab eine Schadenssumme von € 600.000,00. Der Eigenanteil der 

Gemeinde beträgt hierbei 15% und somit entstehen Kosten in der Höhe von € 90.000,00, 

welche als Eigenmittel der Gemeinde bedeckt werden müssen.  

 

Erfreulicherweise konnten hierfür Bedarfszuweisungen a.R. bei LR Fellner erwirkt 

werden. Für diese Mittel wurde uns am 21.09.2023 eine schriftliche Zusicherung (Zahl: 

03-VK124-10/35-2023) übermittelt. 

 

Da mit der Durchführung des Projektes bereits begonnen wurde, wird der 

Finanzierungsplan teilweise schon in den 1. Nachtragsvoranschlag 2023 eingearbeitet. 

Die weiteren Maßnahmen werden im Voranschlag 2024 budgetiert.  

 

 

 

 

 

 
 

Finanzierungsplan 

 

 Gesamtsumme 2023 2024 

Ausgaben    

WLV – Projekt Investition  

5/63305/0690 

 

€ 90.000,00 

 

€ 75.000,00 

 

€ 15.000,00 

Einnahmen    

Bedarfszuweisung a.R. (LR 

Fellner)  6/63305/3012 

 

€ 90.000,00 

 

€ 75.000,00 

 

€ 15.000,00 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

4. FiPlan – Katastrophenschäden 2023   
Berichterstatterin: GR in Manuela Lobnik, BSc 

 

Aufgrund der Unwetterkatastrophe im August 2023 wurden die Gemeindestraßen in den 

Bereichen Remschenig, Lobnig, Unterort, Zufahrt zur Obir Tropfsteinhöhle und 

Oberebriacherstraße/Schaida stark in Mitleidenschaft gezogen. Die Kostenschätzung 

ergab eine Schadenshöhe von € 304.500,00. Zur Bedeckung der Kosten wurden alle 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Fördertöpfe vom Bund und Agrarförderungen von der Abt. 10 des Amtes der Ktn. 

Landesregierung in Anspruch genommen.  

 

Die Förderung aus dem Topf der Katastrophenschäden vom Bund beträgt € 134.500,00 

sowie die Entnahme der Rücklage Katastrophenschäden 2021 – Bund € 17.700,00. Bei 

der Agrarförderung wird mit einem Betrag von € 61.900,00 gerechnet.  

 

Es verbleibt aber noch ein Eigenmittelanteil in der Höhe von € 90.400,00. 

Erfreulicherweise konnte für die Bedeckung des Eigenanteils der Gemeinde eine 

Zusicherung bei LR Fellner erwirkt werden. Für die Bedarfszuweisungen a.R. wurde 

uns am 21.09.2023 eine schriftliche Zusicherung (Zahl: 03-VK124-10/35-2023) 

übermittelt. 

 

Da mit der Durchführung des Projektes bereits begonnen wurde, wird der 

Finanzierungsplan teilweise schon in den 1. Nachtragsvoranschlag 2023 eingearbeitet. 

Die weiteren Maßnahmen werden im Voranschlag 2024 budgetiert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

5. FiPlan – FF Auto Rechberg  
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Die FF Rechberg benötigt ein neues Feuerwehrauto, zumal das alte Auto mittlerweile 

38 Jahre alt ist. Es wurden Angebote für das MTF sowie den notwendigen Umbau des 

Autos eingeholt. Die Kosten belaufen sich auf insgesamt € 82.600,00. Die Ausstattung 

bzw. die Ausrüstungsgegenstände sind nicht inkludiert und sollen mit der Förderung für 

investive Maßnahmen von LR Ing. Fellner bedeckt werden (siehe TOP 6). Um in das 

Förderprogramm beim Kärntner Landesfeuerwehrverband zu kommen, muss ein Antrag 

beim Verband eingereicht (wurde bereits am 25.09.2023 gestellt) sowie bis spätestens 

31.10.2023 ein vom Gemeinderat beschlossener Finanzierungsplan übermittelt werden.  

 

 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

6. FiPlan – Rüsthaus Rechberg  
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Die Feuerwehr Rechberg benötigt zur Bedeckung der Kosten für den Umbau des 

Rüsthauses sowie für Anschaffungen von Gerätschaften eine Förderung in der Höhe von 

€ 90.000,00.  
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Nach Vorsprache beim Feuerwehrreferenten LR Fellner konnte eine Bedarfszuweisung 

a.R. erwirkt werden.  

 

Die Freiwillige Feuerwehr Rechberg hat von LR Fellner mit Schreiben vom 29.08.2023 

(Zahl:03-VK124-10/34-2023) eine Förderzusage in der Höhe von € 90.000,00 für das 

Rüsthaus der FF Rechberg erhalten.  

 

Die Abwicklung erfolgt erst im Jahr 2024 und wird somit in den Voranschlag 2024 

aufgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Finanzierungsplan 
 

Rüsthaus Rechberg  Gesamtsumme 2024 

Ausgaben  

Investitionen Rüsthaus Rechberg  € 90.000,00 

Einnahmen  

Bedarfszuweisung a.R. (LR Fellner) € 90.000,00 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

7. Finanzierungsplan – Investive Maßnahmen FF Eisenkappel 
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Die Feuerwehr Bad Eisenkappel benötigt Gerätschaften (das wären - Tauchpumpen, 

Schlauchträger und FW-Schläuche), um ordnungsgemäß einsatzbereit sein zu können. 

Der Finanzierungsbedarf beläuft sich auf rund € 10.000,00. 

Es wurde hierfür bei LR Fellner um eine Förderung für diese Anschaffungen angesucht.  

Die Freiwillige Feuerwehr Bad Eisenkappel hat von LR Fellner mit Schreiben vom 

29.08.2023 (Zahl:03-VK124-10/34-2023) eine Förderzusage in der Höhe von 

€ 10.000,00 für investive Maßnahmen für die FF Bad Eisenkappel erhalten.  

Der Ankauf erfolgt erst mit dem Jahr 2024 und wird somit in den Voranschlag 2024 

aufgenommen.  

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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Finanzierungsplan 

 

Investive Maßnahmen FF Eisenkappel  Gesamtsumme 2024 

Ausgaben  

Investive Maßnahmen FF Eisenkappel  € 10.000,00 

Einnahmen  

Bedarfszuweisung a.R. (LR Fellner)   € 10.000,00 
 

Vizebgm. LAbg. ÖkR Franz Josef Smrtnik: Namens der gesamten EL Fraktion ein Danke 

an Landesrat Daniel Fellner für die großzügige und schnelle Unterstützung. 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

8. 1. Nachtragsvoranschlag 2023 inkl. MIFP 2023-2027 
Berichterstatterin: GR in Manuela Lobnik, BSc 

 

Der Nachtragsvoranschlag umfasst wesentliche Änderungen in der Budgetplanung für das 

Haushaltsjahr 2023. Als Grundlage für den Nachtragsvoranschlag 2023 wurden die 

Budgetdaten des Voranschlages 2023 herangezogen. 
  

1. Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag 

1.1. Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt 

(Ergebnisvoranschlag Gesamthaushalt): 
 

Erträge: €  6.784.800 

Aufwendungen:  €     6.773.500 

Nettoergebnis (SA0): € 11.300 

Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  174.200 

Zuweisung an Haushaltsrücklagen: € 99.600 

 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen (Saldo 00): €  85.900 

 

1.2. Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt 

(Finanzierungsvoranschlag)1: 
 

Einzahlungen: €  8.334.500 

Auszahlungen:  €  8.382.000 

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung (Saldo 5): €  -47.500 

 
1 Summe der Einzahlungen und Auszahlungen aus der operativen und investiven Gebarung sowie der 
Finanzierungstätigkeit 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen.  
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1.3. Zusammenfassend sehen die einzelnen Salden für den Gesamthaushalt sowie für den 

ordentlichen Haushalt und die einzelnen Gebührenhaushalte wie folgt aus: 

 

 

2. Beschreibung des Standes und der Entwicklung des Haushaltes: 

 

Die vom Land vorgegebenen Werte für Transferleistungen, für bevorstehende Einnahmen 

(Ertragsanteile, Finanzzuweisungen etc.), Mehrausgaben bei verschiedenen Ansätzen sowie die 

beabsichtigten Planungen wurden nach Absprache mit der Gemeindeabteilung/Revision eingebaut. 

 

Grundlegend kam es in folgenden Ansätzen zu wesentlichen Veränderungen:  

Personalkosten 
Die Personalkosten wurden quer durch alle Ansätze angepasst. Für die personellen Ausfälle 

aufgrund von Corona wurden Rückersätze beantragt, welche teilweise erst im Jahr 2023 geflossen 

sind.  

 

Versicherungen  
Im Juni heurigen Jahres wurde im Gemeindevorstand der Umstieg der Versicherungen auf ein 

Gemeindepaket (Gesamtpolizze) beschlossen. Dadurch kam es zu Mehrkosten bei den 

Versicherungsprämien, welche aber durch Rückersätze ausgeglichen werden konnten.   

Stromkosten  
In den gesamten Ansätzen wurde aufgrund der Vorschreibungen eine Anpassung durchgeführt. 

 

Ansatz 00000 – Gewählte Gemeindeorgane 

Bei den Dienstgeberbeiträgen kam es aufgrund von Vorschreibungen des Anrechnungsbeitrages zu 

Mehrkosten, da diese in den Vorjahren nicht berücksichtigt wurden.  

Die Sitzungsgelder der Gemeindemandatare mussten auf den tatsächlichen Bedarf angepasst 

werden.  

Ansatz 01000 – Zentralamt 

Die Kosten für die EDV müssen im NTVA um € 20.000,00 erhöht werden.  
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Auch die Kosten für den Ausbau der zweisprachigen Gemeinde-Homepage und -App und 

zusätzliche slowenisch- oder zweisprachige Veröffentlichungen wurden im Jahr 2023 verrechnet, 

wobei die Förderung bereits 2022 geflossen ist.  

In der investiven Gebarung wurden die Einnahmen und Ausgaben für den Umbau des 

Gemeindeamtes in der Höhe von € 150.000,00 eingebaut. Als Förderungen konnten KIG 2023 Mittel 

in der Höhe von € 50.000,00 sowie Bedarfszuweisungen a.R. im Ausmaß von € 100.000,00 bei LR 

Fellner budgetiert werden.  

Ansatz 03101 – Maßnahmen Ortskern 

Die Bedarfszuweisungen in diesem Ansatz sind für die Hauptplatzgestaltung bzw. 

Ortskernmaßnahmen gebunden. Im heurigen Jahr stehen noch € 5.200,00 für Ankäufe und 

Veranstaltungen zur Verfügung. Die verbleibenden BZ-Mittel werden im Jahr 2024 in den 

Voranschlag eingebaut.   

Ansatz 16300 - Freiwillige Feuerwehr Bad Eisenkappel 

Bei diesem Ansatz mussten die Posten bei den Betriebsstoffen (Treibstoff), Instandhaltung von 

Fahrzeugen und Maschinen aufgrund von notwendigen Reparaturmaßnahmen an den tatsächlichen 

Bedarf angepasst werden.  

Da schon heuer Gerätschaften für den neuen TLFA angekauft wurden, wird die Rücklagenentnahme 

in der Höhe von € 20.200,00 aus der ZMR Ausfinanzierung Vorhaben (wie im FiPlan beschlossen) 

budgetiert und durchgeführt.   

 

Ansatz 16310 - Freiwillige Feuerwehr Rechberg 

Hier konnte die Förderung für den vorjährigen Umbau des Notstromaggregates in der Höhe von         

€ 2.500,00 eingebaut werden. Weiters wurde in den Bereichen Strom, Instandhaltung von 

Fahrzeugen und Maschinen auf den tatsächlichen Bedarf angepasst.  

Ansatz 17910 – Abwicklung Unwetterkatastrophe 2023  

Über diesen Ansatz wurde die Soforthilfe (HIBL-Anträge) für Private abgewickelt. Es wurde eine 

Akonto-Zahlung in der Höhe von € 50.000,00 zur Anweisung gebracht. Die Abrechnung aller 

Schadensfälle von privaten Haushalten ist noch nicht zur Gänze abgeschlossen. Auch die Kosten 

für die Unterkunftgewährung von Privaten in den umliegenden Pensionen und Hotels in der Höhe 

von € 6.000,00 wird vom Land refundiert, sodass der Gemeinde keine Kosten verbleiben.    

Ansatz 21100 – Volksschule Bad Eisenkappel 

Bei den Entgelten für sonstigen Leistungen wurde das Budget 2023 um € 3.300,00 vermindert. Bei 

den geringwertigen Wirtschaftsgütern erfolgte eine Erhöhung um € 2.400,00, zumal die neue 

Direktorin einige Anschaffungen tätigen möchte.  

Ansatz 24000 – Vorschulische Erziehung Kindergarten 

Hier wurde im Bereich der Einnahmen auf die neuen Fördermodelle vom Land angepasst. Es 

könnten sich aber beim Rechnungsabschluss 2023 noch Änderungen ergeben, da eine ganz genaue 

Fördersumme wegen der Splittung vom Modell alt und neu aus momentaner Sicht schwer erscheint. 

Im Voranschlag wurde die Refundierung der Kosten vom AMS für die Altersteilzeit nicht 

berücksichtigt und nunmehr in den Nachtrag eingebaut.  

Bei der Instandhaltung musste um einen Betrag von € 5.200 erhöht werden, zumal durch das neue 

Kindergartengesetz einige bauliche Maßnahmen umzusetzen waren. 
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Ansatz 26200 – Sportplätze 

Durch die Indexierung des Pachtzinses musste ein Mehrbetrag in der Höhe von € 1.100,00 

eingebaut werden.  

Ansatz 27900 – Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen (Gesunde Gemeinde) 

In den Nachtrag wurde die Förderung vom Land eingebaut. Die Ausgaben wurden ebenfalls in 

gleicher Höhe (€ 1.800,00) angepasst, sodass ein Ausgleich geschaffen wurde.   

Ansatz 38001 – Einrichtungen Kulturprojekt 

In diesem Abschnitt wurde die Förderung von LR Ing. Fellner durch BZaR für das Projekt „Operation 

Pecnik-Wiese“ im Rahmen des Projektes "graben//LANDSCHAFT//lesen - kopati//GRAPO//brati“ – 

Phase III des Vereins a-Zone einnahmen- und ausgabenseitig berücksichtigt. 

Ansatz 39000 – Kirchliche Angelegenheiten 

Hier wurde die Förderung des Landes für die Sanierung der Filialkirche Glantschach, Pfarre 

Rechberg/Reberca als Einnahme und Ausgabe veranschlagt. 

Ansatz 41100 – Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe 

In diesem Abschnitt wurden die Transferleistungen zwischen Land und Gemeinde auf Basis der 

entsprechenden Abrechnungen und Vorgaben angepasst. 

Ansatz 42900 – Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen  

Hier wurden die Kosten des Altentages verringert, zumal heuer aufgrund der Unwetterkatastrophe 

keine Veranstaltung stattgefunden hat. 

Ansatz 52800 – Tierkörperbeseitigung   

Die Kosten in diesem Bereich steigen und es mussten Anpassungen durchgeführt werden. Hier wäre 

eine Anpassung der Einnahmen durch Erhöhung der Gebühren notwendig. 

Ansatz 53000 – Rettungsdienste 

Die Umlage des Rettungsdienstbeitrages musste um € 1.100,00 erhöht werden. 

Ansatz 61200 – Gemeindestraßen 

Die Einnahme der Strafgelder von privaten Haushalten wurde in einer Höhe von € 5.900,00 

eingebaut. Bei der Instandhaltung wurde um einen Betrag von € 20.000,00 reduziert, weil dies als 

Eigenanteil der Gemeinde für das Projekt Straßensanierung 2023 heranzuziehen war. 

Ansatz 61201 – Wiederherstellung nach Holzabtransport 

Bei diesem Projekt wurden die Regionalfondsdarlehen berichtigt, zumal die Rückzahlung eines 

Teilbetrages erst im Jahr 2024 schlagend wird. Auch die BZ a.R. wurden auf Grundlage der 

Abrufungsanträge angepasst.  

Ansatz 61206 – Projektierung Unterlobnig 

Unter der investiven Gebarung wurde das Projekt Engstelle Unterlobnig mit einem Betrag von              

€ 185.100,00 sowohl einnahme- als auch ausgabenseitig veranschlagt.  

Ansatz 61208 – Straßensanierung 2023 

Die Straßensanierung 2023 wurde mit einem Betrag von € 40.000,00 in die investive Gebarung 

eingebaut. Bedeckung erfolgte über die KIG 2023 Mittel in der Höhe von € 20.000,00. Der 

verbleibende Betrag von € 20.000,00 wird über die laufende Instandhaltung der Straßen finanziert.  
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Ansatz 61209 – Katastrophenschäden 2023  

Hier erfolgte die Budgetierung laut Finanzierungsplan in der Höhe von € 50.000,00 auf der 

Einnahmen- und der Ausgabenseite für das Jahr 2023.  

Ansatz 61210 – Gemeindestraße Sanierung Brücke (Terplak)  

Das Projekt wurde im Jahr 2023 mit einem Betrag von € 25.000,00 mittels Bedarfszuweisungen 

(2023) i.R. und KIG 2023 Mitteln ausfinanziert.   

Ansatz 63300 – Wildbachverbauung 

In die operativen Gebarung wurde die Refundierung des Interessentenbeitrages Kappler-Vellach in 

der Höhe von € 7.400,00 eingebaut.  

Ansatz 63305 – WLV Projekte Unwetterkatastrophe 2023 

Die im beschlossenen Finanzierungsplan zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben im Jahr 2023 

wurden im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt. 

Ansatz 63900 – Schutzwasserbau _Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen 

In diesem Projekt werden die Sofortmaßnahmen beim Radweg und entlang des Vellachbaches 

abgewickelt. In den Nachtrag wurden die zu erwartenden Ausgaben und Einnahmen des Jahres 

2023 eingebaut.  

Ansatz 71010 – Land- und forstwirtschaftlicher Wegebau 

Die im Gemeindevorstand am 20.04.2023 beschlossenen Maßnahmen (Straßensanierung, 

Schranken und Wechselautomat) wurden mit einem Betrag von € 58.200,00 in die investive 

Gebarung eingebaut. Weiters wurde die dafür vorgesehene Rücklagenentnahme dahingehend 

angepasst.  

Ansatz 77101 – EVTZ - Geopark 

Der EVTZ Geopark hat von LR Fellner eine Bedarfszuweisung a.R. in der Höhe von € 200.000,00 

zugesichert bekommen. Da der Zahlungsfluss über unsere Gemeinde durchgeführt wird, erfolgt die 

Aufnahme in den Nachtragsvoranschlag. 

Ansatz 81400 – Straßenreinigung 

Die Ausgaben für die Straßenreinigung (Mäharbeiten, Schneeräumung) wurden den tatsächlichen 

Kosten angepasst. Insbesondere die Kosten für die Schneeräumungen führten zu erhöhten 

Ausgaben.  

Ansatz 81500 – Park- und Gartenanlagen 

Bei den Entgelten für sonstige Leistungen konnte das Auslangen nicht gefunden werden und musste 

somit um einen Betrag von € 4.000,00 angepasst werden. 

Das Projekt Spielplatzoffensive des Landes wurde über diesen Ansatz abgewickelt.   

Ansatz 81600 – Öffentliche Beleuchtung  

Bei der Instandhaltung kam es zu Mehrkosten von € 4.000,00, vor allem durch die Schäden im 

Bereich der Lobnigerstraße. 

Ansatz 82000 – Wirtschaftshöfe  

Im Bereich des Wirtschaftshofes wurde die AMS Förderung für einen Saisonmitarbeiter 

einnahmenseitig veranschlagt. Ausgabenseitig wurden die Kontierungen im Personalbereich 

richtiggestellt.  Hier wurden im Bereich der Einnahmen lediglich Anpassungen durchgeführt.  
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Die Reparaturkosten bei unserem Fuhrpark waren höher als geplant und mussten deshalb an den 

tatsächlichen Bedarf angepasst werden. Der Ankauf des neuen Salzstreugerätes in der Höhe von   

€ 31.600,00 ist mittlerweile erfolgt und wird mittels Rücklagenentnahme investiv ausfinanziert.    

Ansatz 84010 – Grundbesitz (alte Volksschule) 

Durch weitere Verpachtungen konnte bei den Mieteinnahmen eine Erhöhung des Budgets 

vorgenommen werden. Angepasst wurden auch die erhöhten Stromkosten. 

Ansatz 85000 – Betriebe der Wasserversorgung 

Bei diesem Ansatz wurden einnahmenseitig die Gebühren angepasst.  

Die Ausgaben für die Instandhaltung der Wasseranlage wurden um € 10.000,00 vermindert.  

Angepasst wurden auch die Zinsen für diesen Gebührenhaushalt.  

Das Projekt Schalttechnik Jakobsquelle wird in der investiven Gebarung dieses Ansatzes 

abgewickelt.  

Ansatz 85100 – Betriebe der Abwasserbeseitigung 

Auf diesem Ansatz wurden einnahmenseitig die Gebühren sowie ausgabenseitig die Zinsen 

angepasst.  

Ansatz 85200 – Betriebe der Müllbeseitigung 

Es wurde eine eigene Post für den Recyclinghof angelegt, um die Kosten transparenter und leichter 

zuordenbar zu machen. In der investiven Gebarung sind die KIP 2020 Mittel für den Umbau des 

Recyclinghofes schon im Jahr 2023 geflossen, zumal aber noch keine Einigung bezüglich der 

Durchführung erzielt werden konnte, wird dieses Förderung mittels Rücklagenzuführung auf die 

ZMR Abfallbeseitigung gelegt.  

Ansatz 85330 – Wohnhaus 301-303 

Aufgrund von anfallenden Instandhaltungsmaßnahmen wurden diese Ausgaben um € 15.600,00 

erhöht. Diese Mehrkosten konnte aber fast zur Gänze durch Rückersätze ausgeglichen werden. Die 

Zinsen wurde angepasst und hier wäre Handlungsbedarf bezüglich der Verzinsung, einen Wechsel 

von variabel auf Fixzinssatz durchzuführen.   

Ansatz 85340 – Wohnhaus 308-315 

Bei dieser Wohnhausgruppe mussten aufgrund von anfallenden Instandhaltungsmaßnahmen die 

Ausgaben um € 52.400,00 erhöht werden. Diese konnten durch Rückersätze von Versicherungen 

und Zuschüssen von Badsanierungen teilweise abgefedert werden.  

Ansatz 85350 – Wohnhaus 317-318 

Bei den Instandhaltungen mussten Mehrkosten von € 6.700,00 budgetiert werden. Rückersätze 

erzielten wir in der Höhe von € 700,00. Das Projekt „Reconstructing – Entwicklung bestehender 

Wohnquartiere Bad Eisenkappel 317 bis 318 und 331“ wurde anteilsmäßig ausgabenseitig 

eingebaut. Für dieses Projekt erhalten wir eine 100%-ige Förderung und somit entstehen keine 

Mehrkosten.  

Ansatz 85360 – Wohnhaus 331 

Auch hier wurde das Projekt „Reconstructing – Entwicklung bestehender Wohnquartiere Bad 

Eisenkappel 317  bis 318 und 331“ durchgeführt.  
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Ansatz 89700 – Kurbetriebe 

Durch die Indexierung des Pachtzinses vom Kurbetrieb Vivea werden sowohl die Ausgaben als auch 

die Einnahmen angepasst.   

Ansatz 92000 – Ausschließliche Gemeindeabgaben 

Hier wurden die Einnahmen auf die zu erwartenden Beträge angepasst.  

Die finale Nachtragsvoranschlagsbegutachtung der Abteilung 3 – Gemeinden, Raumordnung und 

Katastrophenschutz erfolgte am 16.10.2023. Die entsprechenden Adaptierungen wurden 

vorgenommen. 

 

 

1. Nachtragsvoranschlagsverordnung 

Verordnung 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 24.10.2023, Zl. 

1832-0/2023, mit der der 1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2023 

erlassen wird (1. Nachtragsvoranschlagsverordnung 2023) 

 

Gemäß § 6 in Verbindung mit § 8 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, 

LGBl. Nr. 80/2019, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 66/2020, wird verordnet: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Verordnung regelt den 1. Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2023. 

 

§ 2 

Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag 

 

(1) Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt: 

 

 

Erträge: €  6.784.800 

Aufwendungen:  €  6.773.500 

 

Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  174.200 

Zuweisung an Haushaltsrücklagen: €  99.600 

 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: €  85.900 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 1. 

Nachtragsvoranschlag 2023 mit nachstehender Verordnung samt den textlichen 

Erläuterungen beschließen. 
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(2) Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt: 

 

Einzahlungen: €  8.334.500 

Auszahlungen:  € 8.382.000 

 

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung: €  -47.500 

 

§ 3 

Deckungsfähigkeit 

 

Gemäß § 14 Abs 1 K-GHG wird für folgende Abschnitte gegenseitige 

Deckungsfähigkeit festgelegt: 

 

a) Die Ausgabenposten 0000 bis 0700 einschließlich der Post 4000, jeweils ab der 

4. Abschnittsdekade 
b) Alle Ausgabenposten der Gruppe 5 ab Ebene der 5. Abschnittsdekade 

 

 
c) Die Ausgabenposten 4020 bis 4599 ab der 4. Abschnittsdekade 

d) Die gesamte Kontenunterklasse 34 mit 65 ab der 4. Abschnittsdekade 
e) Die gesamte Kontenunterklasse 61 ab der 4. Abschnittsdekade 
f) Die Kontengruppe 720 ab der 4. Abschnittsdekade 

g) Die Kontengruppe 728 ab der 4. Abschnittsdekade 
h) Auf der Unterabschnittsebene 070 – Verfügungsmittel sind innerhalb des 

Sachaufwandes alle Ausgabenposten gegenseitig deckungsfähig. 
i) Sämtliche Ausgabeposten innerhalb des Sachaufwandes in einem 

Investitionsvorhaben, für welches ein beschlossener und genehmigter 
Finanzierungsplan vorliegt.  

 

§ 4 

Kontokorrentrahmen 

 

Gemäß § 37 Abs 2 K-GHG wird der Kontokorrentrahmen wie folgt festgelegt: 

€ 600.000,00 

 

§ 5 

Nachtragsvoranschlag, Anlagen und Beilagen 

 

Der Nachtragsvoranschlag, alle Anlagen und Beilagen sind in der Anlage zur 

Verordnung, die einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildet, 

dargestellt. 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 25.10.2023 in Kraft. 

 

 

Die Bürgermeisterin: 

Elisabeth Lobnik, Bakk. 
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1. Nachtragsvoranschlagsverordnung – Textliche Erläuterungen 

 

Textliche Erläuterungen 
 

 

gemäß § 9 Abs. 3 Kärntner Gemeindehaushaltsgesetz – K-GHG, LGBl. Nr. 80/2019, 

zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 66/2020, zum 1. Nachtragsvoranschlag 2023  
 

3. Ergebnis- und Finanzierungsnachtragsvoranschlag 

 

3.1. Die Erträge und Aufwendungen werden in Summe wie folgt festgelegt 

(Ergebnisvoranschlag): 

Erträge: € 6.784.800 

Aufwendungen:  €  6.773.500 

Nettoergebnis (SA0): € 11.300 

Entnahmen von Haushaltsrücklagen: €  174.200 

Zuweisung an Haushaltsrücklagen: € 99.600 

 

Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen (Saldo 00): €  85.900 

 

 

3.2. Die Einzahlungen und Auszahlungen werden in Summe wie folgt festgelegt 

(Finanzierungsvoranschlag)2: 

 

Einzahlungen: €  8.334.500 

Auszahlungen:  €  8.382.000 

 

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung (Saldo 5): €  -47.500 

 

3.3. Zusammenfassend sehen die einzelnen Salden für den Gesamthaushalt sowie für den 

ordentlichen Haushalt und die einzelnen Gebührenhaushalte wie folgt aus: 

 

 
2 Summe der Einzahlungen und Auszahlungen aus der operativen und investiven Gebarung sowie der 
Finanzierungstätigkeit 
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4. Beschreibung des Standes und der Entwicklung des Haushaltes: 

 

Die vom Land vorgegebenen Werte für Transferleistungen, für bevorstehende Einnahmen 

(Ertragsanteile, Finanzzuweisungen etc.), Mehrausgaben bei verschiedenen Ansätzen sowie die 

beabsichtigten Planungen wurden nach Absprache mit der Gemeindeabteilung/Revision eingebaut. 

Grundlegend kam es in folgenden Ansätzen zu wesentlichen Veränderungen:  

 

 

Personalkosten 
Die Personalkosten wurden quer durch alle Ansätze angepasst. Für die personellen Ausfälle 

aufgrund von Corona wurden Rückersätze beantragt, welche teilweise erst im Jahr 2023 geflossen 

sind.  

 

Versicherungen  
Im Juni heurigen Jahres wurde im Gemeindevorstand der Umstieg der Versicherungen auf ein 

Gemeindepaket (Gesamtpolizze) beschlossen. Dadurch kam es zu Mehrkosten bei den 

Versicherungsprämien, welche aber durch Rückersätze ausgeglichen werden konnten.   

 

Stromkosten  
In den gesamten Ansätzen wurde aufgrund der Vorschreibungen eine Anpassung durchgeführt. 

 

Ansatz 00000 – Gewählte Gemeindeorgane 

Bei den Dienstgeberbeiträgen kam es aufgrund von Vorschreibungen des Anrechnungsbeitrages zu 

Mehrkosten, da diese in den Vorjahren nicht berücksichtigt wurden.  

Die Sitzungsgelder der Gemeindemandatare mussten auf den tatsächlichen Bedarf angepasst 

werden.  
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Ansatz 01000 – Zentralamt 

Die Kosten für die EDV müssen im NTVA um € 20.000,00 erhöht werden. Auch die Kosten für den 

Ausbau der zweisprachigen Gemeinde-Homepage und -App und zusätzliche slowenisch- oder 

zweisprachige Veröffentlichungen wurden im Jahr 2023 verrechnet, wobei die Förderung bereits 

2022 geflossen ist.  

In der investiven Gebarung wurden die Einnahmen und Ausgaben für den Umbau des 

Gemeindeamtes in der Höhe von € 150.000,00 eingebaut. Als Förderungen konnten KIG 2023 Mittel 

in der Höhe von € 50.000,00 sowie Bedarfszuweisungen a.R. im Ausmaß von € 100.000,00 bei LR 

Fellner budgetiert werden.  

Ansatz 03101 – Maßnahmen Ortskern 

Die Bedarfszuweisungen in diesem Einsatz sind für die Hauptplatzgestaltung bzw. 

Ortskernmaßnahmen gebunden. Im heurigen Jahr stehen noch € 5.200,00 für Ankäufe und 

Veranstaltungen zur Verfügung. Die verbleibenden BZ-Mittel werden im Jahr 2024 in den 

Voranschlag eingebaut.   

Ansatz 16300 - Freiwillige Feuerwehr Bad Eisenkappel 

Bei diesem Ansatz mussten die Posten bei den Betriebsstoffen (Treibstoff), Instandhaltung von 

Fahrzeugen und Maschinen aufgrund von notwendigen Reparaturmaßnahmen an den tatsächlichen 

Bedarf angepasst werden.  

Da schon heuer Gerätschaften für den neuen TLFA angekauft wurden, wird die Rücklagenentnahme 

in der Höhe von € 20.200,00 aus der ZMR Ausfinanzierung Vorhaben (wie im FiPlan beschlossen) 

budgetiert und durchgeführt.   

Ansatz 16310 - Freiwillige Feuerwehr Rechberg 

Hier konnte die Förderung für den vorjährige Umbau des Notstromaggregates in der Höhe von € 

2.500,00 eingebaut werden. Weiters wurde in den Bereichen Strom, Instandhaltung von Fahrzeugen 

und Maschinen auf den tatsächlichen Bedarf angepasst.  

Ansatz 17910 – Abwicklung Unwetterkatastrophe 2023  

Über diesen Ansatz wurde die Soforthilfe (HIBL-Anträge) für private abgewickelt. Es wurde eine 

Akonto-Zahlung in der Höhe von € 50.000,00 zur Anweisung gebracht. Die Abrechnung aller 

Schadensfälle von privaten Haushalten ist noch nicht zur Gänze abgeschlossen. Auch die Kosten 

für die Unterkunftgewährung von Privaten in den umliegenden Pensionen und Hotels in der Höhe 

von € 6.000,00 wird vom Land refundiert, sodass der Gemeinde keine Kosten verbleiben.    

Ansatz 21100 – Volksschule Bad Eisenkappel 

Bei den Entgelten für sonstigen Leistungen wurde das Budget 2023 um € 3.300,00 vermindert. Bei 

den geringwertigen Wirtschaftsgütern erfolgte eine Erhöhung um € 2.400,00, zumal die neue 

Direktorin einige Anschaffungen tätigen möchte.  

Ansatz 24000 – Vorschulische Erziehung Kindergarten 

Hier wurde im Bereich der Einnahmen auf die neuen Fördermodelle vom Land angepasst. Es 

könnten sich aber beim Rechnungsabschluss 2023 noch Änderungen ergeben, da eine ganz genaue 

Fördersumme wegen der Splittung vom Modell alt und neu aus momentaner Sicht schwer erscheint. 

Im Voranschlag wurde die Refundierung der Kosten vom AMS für die Altersteilzeit nicht 

berücksichtigt und nunmehr in den Nachtrag eingebaut.  

Bei der Instandhaltung musste um einen Betrag von € 5.200 erhöht werden, zumal durch das neue 

Kindergartengesetz einige bauliche Maßnahmen umzusetzen waren. 
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Ansatz 26200 – Sportplätze 

Durch die Indexierung des Pachtzins musste ein Mehrbetrag in der Höhe von € 1.100,00 eingebaut 

werden.  

Ansatz 27900 – Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen (Gesunde Gemeinde) 

In den Nachtrag wurde die Förderung vom Land eingebaut. Die Ausgaben wurden ebenfalls in 

gleicher Höhe (€ 1.800,00) angepasst, sodass ein Ausgleich geschaffen wurde.   

Ansatz 38001 – Einrichtungen Kulturprojekt 

In diesem Abschnitt wurde die Förderung von LR Ing. Fellner durch BZaR für das Projekt „Operation 

Pecnik-Wiese“ im Rahmen des Projektes "graben//LANDSCHAFT//lesen - kopati//GRAPO//brati“ – 

Phase III des Vereins a-Zone einnahmen- und ausgabenseitig berücksichtigt. 

Ansatz 39000 – Kirchliche Angelegenheiten 

Hier wurde die Förderung des Landes für die Sanierung der Filialkirche Glantschach, Pfarre 

Rechberg/Reberca als Einnahme und Ausgabe veranschlagt. 

Ansatz 41100 – Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe 

In diesem Abschnitt wurden die Transferleistungen zwischen Land und Gemeinde auf Basis der 

entsprechenden Abrechnungen und Vorgaben angepasst. 

Ansatz 42900 – Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen  

Hier wurden die Kosten des Altentages verringert, zumal heuer aufgrund der Unwetterkatastrophe 

keine Veranstaltung stattgefunden hat. 

Ansatz 52800 – Tierkörperbeseitigung   

Die Kosten in diesem Bereich steigen und es mussten Anpassungen durchgeführt werden. Hier wäre 

eine Anpassung der Einnahmen durch Erhöhung der Gebühren notwendig. 

Ansatz 53000 – Rettungsdienste 

Die Umlage des Rettungsdienstbeitrages musste um € 1.100,00 erhöht werden. 

Ansatz 61200 – Gemeindestraßen 

Die Einnahme der Strafgelder von privaten Haushalten wurde in einer Höhe von € 5.900,00 

eingebaut. Bei der Instandhaltung wurde um einen Betrag von € 20.000,00 reduziert, weil dies als 

Eigenanteil der Gemeinde für das Projekt Straßensanierung 2023 heranzuziehen war. 

Ansatz 61201 – Wiederherstellung nach Holzabtransport 

Bei diesem Projekt wurden die Regionalfondsdarlehen berichtigt, zumal die Rückzahlung eines 

Teilbetrages erst im Jahr 2024 schlagend wird. Auch die BZ a.R. wurden auf Grundlage der 

Abrufungsanträge angepasst.  

Ansatz 61206 – Projektierung Unterlobnig 

Unter der investiven Gebarung wurde das Projekt Engstelle Unterlobnig mit einem Betrag von € 

185.100,00 sowohl einnahme- als auch ausgabenseitig veranschlagt.  

Ansatz 61208 – Straßensanierung 2023 

Die Straßensanierung 2023 wurde mit einem Betrag von € 40.000,00 in die investiven Gebarung 

eingebaut. Bedeckung erfolgte über die KIG 2023 Mittel in der Höhe von € 20.000,00.  
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Der verbleibende Betrag von € 20.000,00 wird über die laufende Instandhaltung der Straßen 

finanziert.  

Ansatz 61209 – Katastrophenschäden 2023  

Hier erfolgte die Budgetierung laut Finanzierungsplan in der Höhe von € 50.000,00 auf der 

Einnahmen- und der Ausgabenseite für das Jahr 2023.  

Ansatz 61210 – Gemeindestraße Sanierung Brücke (Terplak)  

Das Projekt wurde im Jahr 2023 mit einem Betrag von € 25.000,00 mittels Bedarfszuweisungen 

(2023) i.R. und KIG 2023 Mitteln ausfinanziert.   

Ansatz 63300 – Wildbachverbauung 

In die operative Gebarung wurde die Refundierung des Interessentenbeitrages Kappler-Vellach in 

der Höhe von € 7.400,00 eingebaut.  

Ansatz 63305 – WLV Projekte Unwetterkatastrophe 2023 

Die im beschlossenen Finanzierungsplan zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben im Jahr 2023 

wurden im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt. 

Ansatz 63900 – Schutzwasserbau _Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen 

In diesem Projekt werden die Sofortmaßnahmen beim Radweg und entlang des Vellachbaches 

abgewickelt. In den Nachtrag wurden die zu erwartenden Ausgaben und Einnahmen des Jahres 

2023 eingebaut.  

Ansatz 71010 – Land- und forstwirtschaftlicher Wegebau 

Die im Gemeindevorstand am 20.04.2023 beschlossenen Maßnahmen (Straßensanierung, 

Schranken und Wechselautomat) wurden mit einem Betrag von € 58.200,00 in die investive 

Gebarung eingebaut. Weiters wurde die dafür vorgesehene Rücklagenentnahme dahingehend 

angepasst.  

Ansatz 77101 – EVTZ - Geopark 

Der EVTZ Geopark hat von LR Fellner eine Bedarfszuweisung a.R. in der Höhe von € 200.000,00 

zugesichert bekommen. Da der Zahlungsfluss über unsere Gemeinde durchgeführt wird, erfolgt die 

Aufnahme in den Nachtragsvoranschlag. 

Ansatz 81400 – Straßenreinigung 

Die Ausgaben für die Straßenreinigung (Mäharbeiten, Schneeräumung) wurden den tatsächlichen 

Kosten angepasst. Insbesondere die Kosten für die Schneeräumungen führten zu erhöhten 

Ausgaben.  

Ansatz 81500 – Park- und Gartenanlagen 

Bei den Entgelten für sonstige Leistungen konnte das Auslangen nicht gefunden werden und musste 

somit um einen Betrag von € 4.000,00 angepasst werden. 

Das Projekt Spielplatzoffensive des Landes wurde über diesen Ansatz abgewickelt.   

Ansatz 81600 – Öffentliche Beleuchtung  

Bei der Instandhaltung kam es zu Mehrkosten von € 4.000,00, vor allem durch die Schäden im 

Bereich der Lobnigerstraße. 
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Ansatz 82000 – Wirtschaftshöfe  

Im Bereich des Wirtschaftshofes wurde die AMS-Förderung für einen Saisonmitarbeiter 

einnahmenseitig veranschlagt. Ausgabenseitig wurden die Kontierungen im Personalbereich 

richtiggestellt.  Hier wurden im Bereich der Einnahmen lediglich Anpassungen durchgeführt. Die 

Reparaturkosten bei unserem Fuhrpark waren höher als geplant und mussten deshalb an den 

tatsächlichen Bedarf angepasst werden. Der Ankauf des neuen Salzstreugerätes in der Höhe von   

€ 31.600,00 ist mittlerweile erfolgt und wird mittels Rücklagenentnahme investiv ausfinanziert.    

Ansatz 84010 – Grundbesitz (alte Volksschule) 

Durch weitere Verpachtungen konnte bei den Mieteinnahmen eine Erhöhung des Budgets 

vorgenommen werden. Angepasst wurden auch die erhöhten Stromkosten. 

Ansatz 85000 – Betriebe der Wasserversorgung 

Bei diesem Ansatz wurden einnahmenseitig die Gebühren angepasst.  

Die Ausgaben für die Instandhaltung der Wasseranlage wurden um € 10.000,00 vermindert.  

Angepasst wurden auch die Zinsen für diesen Gebührenhaushalt.  

Das Projekt Schalttechnik Jakobsquelle wird in der investiven Gebarung dieses Ansatzes 

abgewickelt.  

Ansatz 85100 – Betriebe der Abwasserbeseitigung 

Auf diesem Ansatz wurden einnahmenseitig die Gebühren sowie ausgabenseitig die Zinsen 

angepasst.  

Ansatz 85200 – Betriebe der Müllbeseitigung 

Es wurde eine eigene Post für den Recyclinghof angelegt, um die Kosten transparenter und leichter 

zuordenbar zu machen. In der investiven Gebarung sind die KIP 2020 Mittel für den Umbau des 

Recyclinghofes schon im Jahr 2023 geflossen, zumal aber noch keine Einigung bezüglich der 

Durchführung erzielt werden konnte, wird dieses Förderung mittels Rücklagenzuführung auf die 

ZMR-Abfallbeseitigung gelegt.  

Ansatz 85330 – Wohnhaus 301-303 

Aufgrund von anfallenden Instandhaltungsmaßnahmen wurden diese Ausgaben um € 15.600,00 

erhöht. Diese Mehrkosten konnte aber fast zur Gänze durch Rückersätze ausgeglichen werden. Die 

Zinsen wurde angepasst und hier wäre Handlungsbedarf bezüglich der Verzinsung, einen Wechsel 

von variabel auf Fixzinssatz durchzuführen.   

Ansatz 85340 – Wohnhaus 308-315 

Bei dieser Wohnhausgruppe mussten aufgrund von anfallenden Instandhaltungsmaßnahmen die 

Ausgaben um € 52.400,00 erhöht werden. Diese konnten durch Rückersätze von Versicherungen 

und Zuschüssen von Badsanierungen teilweise abgefedert werden.  

Ansatz 85350 – Wohnhaus 317-318 

Bei den Instandhaltungen mussten Mehrkosten von € 6.700,00 budgetiert werden. Rückersätze 

erzielten wir in der Höhe von € 700,00. Das Projekt „Reconstructing – Entwicklung bestehender 

Wohnquartiere Bad Eisenkappel 317 bis 318 und 331 wurde anteilsmäßig ausgabenseitig 

eingebaut.  
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Für dieses Projekt erhalten wir eine 100%-ige Förderung und somit entstehen keine Mehrkosten. 

 Ansatz 85360 – Wohnhaus 331 

Auch hier wurde das Projekt „Reconstructing – Entwicklung bestehender Wohnquartiere Bad 

Eisenkappel 317 bis 318 und 331 durchgeführt.  

Ansatz 89700 – Kurbetriebe 

Durch die Indexierung des Pachtzinses vom Kurbetrieb Vivea werden sowohl die Ausgaben als auch 

die Einnahmen angepasst.   

Ansatz 92000 – Ausschließliche Gemeindeabgaben 

Hier wurden die Einnahmen auf die zu erwartenden Beträge angepasst.  

 

GR Gabriel Hribar bittet um wörtliche Protokollierung:  Bezüglich der Zuwendungen des Herrn LR 

Fellner bedanken wir uns, jedoch ist die Begebenheit vom 15.06.2020, wo sogar die Revisorin die 

sofortige Verfügbarkeit von 70.000 Euro bestätigt hat und lediglich 10.000 Euro nicht im Rahmen 

der Zuwendungen der Landesregierung verfügbar waren, noch immer im Raum. Bei diesem Termin 

wäre zwar vorgesehen, dass wir mit dem LR Fellner zusammenkommen, der uns jedoch nicht beehrt 

hat bei dieser Zusammenkunft und wir dieses Geld leider nicht bekommen haben. Dies ist die 

Feststellung und dies wirft schon ein sehr spannendes Licht darauf, obwohl wir schon darauf Wert 

legen, dass bei Gemeinden, die in so einer Lage sind und bei Naturkatastrophen eine Sonderhilfe 

dringend notwendig ist. 

Bürgermeisterin Elisabeth Lobnik, Bakk.: Die Verhandlung damals oblag bzw. wurde von Herrn Mag. 

Reinhold Pobaschnig geleitet.  Wir wissen beide, dass unsere Wahrnehmung bzw. unsere 

Erinnerung zu diesem Gespräch sehr unterschiedlich ist, und wie du selbst richtig gesagt hast, war 

das Mitte Juni 2020 und am 1.7.2020 sind damals neue Bundesförderrichtlinien in Kraft getreten, 

wobei die entsprechenden Ausführungen und Richtlinien noch nicht vorgelegen sind bzw. lesbar 

waren, es wurde auch gesagt, dass es noch ein paar Fragen gibt, die sich hier auftun bei diesem 

Projekt. Fragen wie: Kann man Mittel aus der Wohnbauförderung verwenden, kann man dies aus 

Bundesmittel finanzieren die dann ab 01 Juli verfügbar sein werden, wird es möglich sein dann diese 

einzusetzen?... Das waren alles offene Fragen und nicht nur aus diesem Grund, sondern auch auf 

mehrfache Fragen von Mag. Reinhold  Pobaschnig wieviel Geld noch gebraucht werden würde, 

konnte ihm keine klare Antwort gegeben werden. Ich werde versuchen eine Mitschrift dieses 

Gespräches zu bekommen. Jedenfalls ist dies eine nicht korrekte Darstellung dieses Gesprächs das 

damals stattgefunden hat. 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

9. Bindung BZ i. R. 2023 
Berichterstatterin: Bgm.in Elisabeth Lobnik, Bakk. 
 

Um eine Übertragung der verbleibenden BZ-Mittel aus dem Jahr 2023 zu gewährleisten 

ist eine rechtzeitige Bindung der noch zur Verfügung stehenden Mittel erforderlich.  
 

Vorgeschlagen wird, diese Mittel für generelle investive Maßnahmen zu binden. Im 

Falle einer spezifischen Verwendung wird eine Zweckänderung vorgenommen werden. 
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Anbei die Aufstellung der Bindungen: 
 

BZ - Bindungen i. R. 2023  

Verwendungszweck 2023 

BZ-Rahmen           €      336.000,00  

Sanierung Obirhöhlen - Darlehensfinanzierung (bis 2026)  €        12.000,00  

Kapitaltransferzhlg. von Ländern; Miete Bildungszentrum (bis 2027)  €        30.000,00  

OTH - Finanzierungsabwicklung der Restmittel (2026)    €        10.000,00  

Refinanzierung LED-Straßenbeleuchtung (2031)  €        13.300,00  

Regionalfondsdarlehen Katastrophenschäden 2017 (bis 2027)  €        16.150,00  

Regionalfondsdarlehen Sofortmaßnahmen nach Vaia (bis 2027)  €        14.950,00  

Regionalfondsdarlehen Katastrophenschäden 2019 Lobnig (bis 2027)  €          5.570,00  

Regionalfondsdarlehen Wildbachverbauung BA 01 DP 2018 (bis 2028)  €        19.000,00  

Regionalfondsdarlehen Wiederherstellung Straßen 2021 (bis 2029)  €        24.920,00  

Regionalfondsdarlehen Wiederherstellung Straßen 2022 (bis 2030)  €        20.370,00  

Regionalfondsdarlehen Wildbachverbauung BA01 DP 2020 (bis 2030)  €        19.900,00  

Ansparung Restwert Feuerwehrauto      €        10.000,00  

Ebriacher Klamm forstwirt. Maßnahmen      €        40.000,00  

Brückensanierung Kirchweg (Terplak)      €        12.500,00  

Sanierung Harischweg        €          5.100,00  

Ankauf FF Auto Rechberg        €        44.100,00  

            

Ausschöpfung in €        €      297.860,00  

Ausschöpfung in %       88,65% 

noch freie Mittel   €          38.140,00  

 

 

 

 

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge die 

Bindung der noch freien Bedarfszuweisungen i.R. in der Höhe von € 38.140,00 

für investive Maßnahmen beschließen.  

 

 

 

 

 



Niederschrift der GR-Sitzung vom 24.10.2023 

 
26 

 

 

10. Darlehensumschichtungen - Zinsentwicklung 
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

Die Zinsentwicklung wird von Seiten der Gemeinde schon über einen längeren Zeitraum 

beobachtet. Da es aufgrund unserer Darlehensstruktur und der täglichen Änderungen 

auf dem Zinsmarkt aus Sicht der Finanzverwaltung nicht möglich erscheint, in diesem 

Bereich auf dem neuesten Stand zu sein, wurde ein unabhängiger Finanzexperte für 

diese Thematik beauftragt.  
 

In nachstehend angeführter Tabelle sind die Darlehen mit variabler Verzinsung 

angeführt, bei welchen ein Wechsel durchführbar (aufgrund der Laufzeit) wäre. Die 

Berechnung (10.10.2023) erfolgte auf Basis eines Fixzinses von 3,75 %, wobei sich der 

Fixzins derzeit wöchentlich ändert.  
 

Grundsätzlich wird mit einer Fixzinsbindung von 5 Jahren die momentane Belastung 

bei allen Darlehen geringfügig gesenkt.  Die Erwartungen gehen von einem 

Zinsrückgang mit Ende nächsten Jahres aus. Danach sollten sich die variablen Zinsen 

im Bereich der jetzigen Höhe der Fixzinsen bewegen. 
 

Eine tatsächliche Reduzierung der Belastung wäre daher 2 Jahre wirksam.  
 

Bei den Darlehen mit den kurzen Restlaufzeiten ergeben sich lediglich geringfügige 

Verbesserungen.  
 

Bei den Darlehen mit Laufzeiten ab 10 Jahren sind die Unterschiede natürlich größer 

und gerade bei der Bank Austria mit dem höheren Aufschlag ist eine  Fixzinsbindung 

anzuraten. Dies unter der Voraussetzung, dass zumindest ein Fixzins von 3,75% erreicht 

werden kann. 
 

 

Da mit dem Finanzberater ein jährliches Fixum vereinbart wurde, ergeben sich keine 

weiteren Kosten für die Gemeinde, etwaige Wechselgebühren der Banken werden in die 

Kalkulation miteinberechnet. Ein Wechsel auf den fixen Zins erfolgt nur, wenn sich 

nach Abzug der Wechselgebühren eine Ersparnis für die Gemeinde ergibt.  

Marktgemeinde Eisenkappel Vellach Darlehen Stand  Okt. 2023

Ende Restschuld 12 2021 Restschuld 10 2023 Bindung Aufschlag Zinssatz aktuell Zinsbelastung var. Zinsbelastung fix Differenz Mehrbelastung 2024

dzt über Restlaufzeit variabel

DL Nr. 

2029 414.695,00€             335.472,29€             6 M Euribor 0,55 4,663 Kanal 12 52.985,00€              42.276,00€            10.709,00€            1.150,00€                     Bankwechsel notwendig

2029 190.592,00€             154.181,82€             6 M Euribor 0,55 4,663 WVA 2 24.351,00€              19.430,00€            4.921,00€               820,00€                         Bankwechsel notwendig

2029 133.423,68€             108.117,59€             6 M Euribor 0,785 4,898 WVA 1 17.972,00€              13.625,00€            4.347,00€               390,00€                         Bankwechsel notwendig

30.06.2033 118.924,00€             104.560,33€             6 M Euribor 0,44 4,553 Kanal 11 24.051,00€              19.603,00€            4.448,00€               280,00€                         Bankwechsel notwendig

31.12.2034 239.309,00€             214.028,72€             6 M Euribor 0,42 4,533 WVA 4 60.144,00€              52.627,00€            7.517,00€               580,00€                         Bankwechsel notwendig

30.05.2041 947.626,00€             884.109,68€             6 M Euribor 0,76 4,873 WH 301-303 19 426.335,00€            342.888,00€          83.447,00€            3.300,00€                     kein Bankwechsel notwendig 

WH 308-315

4,113 WH RB 44-46
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

11. Kassaprüfung vom 28.09.2023 
Berichterstatter. GR Johannes Jerlich 
 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung hat in der Sitzung am 28.09.2023 die 

Gemeindekasse überprüft, Einsicht in sämtliche Belege genommen und für in Ordnung 

befunden. Der Prüfungszeitraum erstreckte sich vom 29.06. bis 28.09.2023. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag zur Kenntnis genommen. 

 

 

12. Bilanz 2022 –  Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgesmbH 
Berichterstatter. GR Johannes Jerlich 

 

Die Bilanz der Obir- Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgesmbH für das Jahr 

2022 wurde in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 

28.09.2023 überprüft sowie unten angeführter Bericht dem Ausschuss zur Kenntnis 

gebracht.  

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Wechsel von variabler Verzinsung auf Fixverzinsung für oa. Darlehen dahingehend 

beschließen, dass die Umstiegsgebühren die Ersparnis nicht aufheben.  

 

Antrag: 
 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Kassenprüfungsbericht zur Kenntnis nehmen. 
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Es ergaben sich keine Beanstandungen. Der Geschäftsführung wurde einstimmig die 

Entlastung ausgesprochen.  

 

Antrag: 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2022 feststellen und dem Geschäftsführer Gabriel Hribar die 

Entlastung erteilen. 
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Bürgermeisterin Elisabeth Lobnik, Bakk.: Ich möchte festhalten, dass die Aussage im 

letzten Absatz so nicht stimmt und es von meiner Seite aus keine Vereinbarung gegeben 

hat.  

GR Gabriel Hribar verlässt wegen Befangenheit, während der Abstimmung, den 

Sitzungsaal (GF Tätigkeit). 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

13. Bilanz 2022 –  Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH 
       Berichterstatter:GR Johannes Jerlich 
 

Die Bilanz der Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH für das Jahr 2022 wurde 

in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 28.09.2023 überprüft 

sowie unten angeführter Bericht dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht.  

Bilanz 2022 – Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH 

Die Bilanz der Sport- u. Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH für das Wirtschaftsjahr 2022 wurde von der 
Kanzlei Mag. Hermann Klokar erarbeitet. 
 
Die Veranlagung erfolgte antragsgemäß und ergab keine Steuergutschrift und keine 
Steuernachforderung. 
 
Der Jahresabschlussbericht 2022 ergibt einen Jahresüberschuss von € 2.973,83. 
Dieser fiel im Vergleich zum Vorjahr um € 11.698,55 niedriger aus. 
 
Die Umsatzerlöse erhöhten sich von € 17.389,13 (2021) um € 12.231,35 auf € 29.620,48 (2022). 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber den Kreditinstituten konnten von € 101.120,45 auf € 83.245,37 
verringert werden. Diese „Altverbindlichkeiten“ werden jährlich als Abgangsdeckung (gemäß GR-
Beschluss) von der Marktgemeinde bedient.  
Im Wirtschaftsjahr 2022 waren dies € 20.000 (Verbindlichkeiten per 01.08.2023 = € 65.137,06). 
Bei gleichbleibender Bedienung der Verbindlichkeiten, sollten dies im Jahr 2027 getilgt sein. 
 
Der Übertrag des Bilanzverlustes von € 270.140,04 (2021) konnte somit auf € 267.166,21 verringert 
werden.  
 
Weiters zu berichten wäre, dass für die kommende Wintersaison die Auslastung der Tennishalle gut 
ist. 
 
Für die nächsten Jahre wäre aus der Sicht der GF ein Zukunftskonzept für die kommenden Jahre zu 
entwickeln, da weiterer Sanierungsbedarf (Hauptdach, thermische Isolierung, etc.) gegeben ist. 
 
27. September 2023 
Christian Morosz 
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Es ergaben sich keine Beanstandungen. Der Geschäftsführung wurde einstimmig die 

Entlastung ausgesprochen.  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

14. Förderungsvertrag Pfarre Rechberg/Filialkirche Glantschach  
Berichterstatterin: GR in Manuela Lobnik, BSc 

 

Für die Neueindeckung des Kirchenschiffes der Filialkirche in Glantschach, welche zur 

Pfarre Rechberg/Rebrca gehört, wurden uns von Seiten des Landesrates Ing. Daniel 

Fellner mit Zusicherungsschreiben vom 24.08.2023 (03-ALL-58/15-2023 020/2023) 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens in der Höhe von € 7.500,00 

zugesichert.  

 

Für die Weitergabe der Fördermittel an Dritte muss ein Förderungsvertrag zwischen der 

Gemeinde und dem Förderungswerber abgeschlossen werden. 

 

 

F Ö R D E R U N G S V E R T R A G 

 

 

abgeschlossen zwischen der 

 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach/Tržna občina Železna Kapla-Bela, 

vertreten durch die Bürgermeisterin Frau Elisabeth Lobnik, Bakk. 

9135 Bad Eisenkappel 260, 

............................................................................................................................ 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2022 feststellen und dem Geschäftsführer Christian Morosz die 

Entlastung erteilen. 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Förderungsvertrag zur Weitergabe der zugesicherten 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens an die Pfarre Rechberg/Rebrca, 

vertreten durch die Diözese Gurk, beschließen.  
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in der Folge kurz „FÖRDERUNGSGEBERIN“ genannt 

UND 

 

der Pfarre Rechberg/Rebrca, vertreten durch 

die Diözese Gurk, Mariannengasse 2, 9020 Klagenfurt, 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSWERBER“ genannt 

 

 

 

1. Gegenstand des Förderungsvertrages: 

 

Gegenstand dieses Vertrages ist die Förderung der nachstehend umschriebenen 

Maßnahme unter den nachstehend umschriebenen Voraussetzungen: 

 

 

Filialkirche Glantschach Neueindeckung Kirchenschiff Südseite (Holzschindel) 

 

 

2. Art und Höhe der Förderung: 

Die gewährte Förderung für die unter Punkt 1 beschriebene Maßnahme beträgt  

€ 7.500,00. 

 

3. Finanzierungsplan: 

 

3.1. Der Förderungswerber bestätigt die Aufbringung der nachstehend im 

Finanzierungsplan dargestellten Geldmittel:  

 

 

 €  % 

Eigenmittel 

 

€ 12.500,00 62,50 

Bedarfszuweisungsmittel a.R. 

 

€ 7.500,00 37,50 

Sonderbedarfszuweisungsmittel 

 

€   

Sonstige Mittel    

GESAMTINVESTITIONSKOSTEN € 20.000,00 100% 

 

3.2. Der Förderungswerber verpflichtet sich, durch Eigenmittel in der Höhe von 

€ 12.500 im Ausmaß von 62,50 % finanziell zur Durchführung des 

beschriebenen Projektes beizutragen. 
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3.3. Das Zustandekommen des Vertrages ist dadurch aufschiebend bedingt, dass 

der Förderungswerber der Förderungsgeberin alle Zuwendungen schriftlich 

mitteilt, die er für die vertragsgegenständliche Maßnahme in den letzten fünf 

Jahren vor Abschluss dieses Vertrages aus öffentlichen Mitteln (unter Einschluss 

von Mitteln der Europäischen Union) erhalten hat, um deren Gewährung 

angesucht worden ist sowie um deren Gewährung der Förderungswerber noch 

ansuchen will. Stellt der Förderungswerber später ein zum Zeitpunkt des 

Abschlusses dieses Vertrages noch nicht geplantes Förderungsansuchen oder 

erhält er eine Förderung, hat er auch das der Förderungsgeberin unverzüglich 

mitzuteilen. Mitteilungspflichtige Zuwendungen sind auch dem 

Förderungswerber individuell gewährte Steuerbefreiungen und –

erleichterungen sowie Entlastungen von anderen öffentlichen Lasten. 

 

4. Europarecht: 

 

4.1. Die Parteien halten fest, dass es sich bei der im gegenständlichen Vertrag 

festgehaltenen Maßnahme um keine Beihilfe im Sinne des Artikel 107 Abs. 1 

AEUV handelt. Die Förderungswerberin bestätigt in diesem Zusammenhang 

ausdrücklich, dass die in Art 107 Abs. 1 AEUV normierten Voraussetzungen nicht 

kumulativ vorliegen, da diese Förderung zu keiner potenziellen 

Wettbewerbsverzerrung und Handelsbeeinträchtigung zwischen den 

Mitgliedstaaten führt. Zudem wird durch diese Maßnahme im Sinne des Artikel 

107 Abs. 3 lit. d AEUV die Erhaltung des kulturellen Erbes gefördert. 

 

4.2. Die Rückforderung von Beihilfen, die dem EU-Recht widersprechen, richtet sich 

nach 6.2. 

 

4.3. Die Förderungswerberin nimmt zur Kenntnis, dass die Übereinstimmung der 

Förderung mit dem einschlägigen EU-Beihilfenrecht die Grundlage und 

Voraussetzung für die Auszahlung der Förderung ist und daher die 

diesbezügliche Beihilfenrechtskonformität der Förderung als 

Grundvoraussetzung für die Auszahlung ihr ausschließliches unternehmerisches 

Risiko bildet. Sie hat sich daher nötigenfalls aus Eigenem darüber zu informieren 

und ist sich dessen bewusst, dass im Falle einer fehlenden 

Beihilfenrechtskonformität der Maßnahme die Förderung zurückzuzahlen ist. 

Sollten daher entgegen den rechtlichen Annahmen gemäß Punkt 4.1. die 

Förderungsmaßnahme als beihilfenrechtswidrig qualifiziert werden und die 

Verpflichtung zur Zurückzahlung der Förderung bestehen, so erwächst der 

Förderungswerberin aus dem Umstand der Rückzahlungsverpflichtung kein wie 

auch immer gearteter Schadenersatz oder sonstiger Anspruch gegen die 

Förderungsgeberin. 
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5. Durchführung: 

 

Der Förderungswerber verpflichtet sich, bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 4 

Abs 2 Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

im Oberschwellenbereich einzuhalten.  

 

6. Einstellung und Rückerstattung: 

 

6.1. Über Aufforderung der Förderungsgeberin hat der Förderungswerber innerhalb 

von vier Wochen die gewährten Förderungsmittel gänzlich oder teilweise, bei 

Verzinsung vom Tag der Auszahlung mit 4 vH über dem Basiszinssatz, 

zurückzuerstatten, wenn  

 

a) die Förderungsgeberin oder deren Beauftragte über wesentliche 

Umstände unrichtig oder unvollständig informiert worden sind; 

 

b) die geförderte Maßnahme nicht, nicht vereinbarungsgemäß oder nicht 

rechtzeitig durchgeführt worden ist; 

 

c) die Fördermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden 

sind; 

 

d) die ausdrückliche schriftliche Zustimmung zur Datenübermittlung nach der 

Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 und nach dem 

Datenschutzgesetz – DSG, schriftlich widerrufen worden ist; 

 

e) wenn dies aus gemeinschaftsrechtlichen Gründen geboten ist, 

insbesondere, weil die Förderung gegen das EU-Beihilfeverbot verstößt. 

Das gilt nicht nur, wenn einer Förderung die Genehmigung der 

Kommission versagt wird oder sie nicht einem genehmigten 

Förderprogramm entspricht, sondern auch dann, wenn eine Förderung 

entgegen der Notifizierungspflicht gemäß Art 108 Abs 3 AEUV zugesagt 

oder gewährt worden ist oder 

 

f) wenn Fördermittel aus welchen Gründen auch immer nicht verbraucht 

worden sind. 

 

6.2. Tritt einer der oben (6.1) angeführten Sachverhalte ein, so erlischt gleichzeitig 

die Zusicherung hinsichtlich der noch nicht ausbezahlten Förderung. 

 

7. Datenschutz: 
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7.1. Der Förderungswerber erklärt seine ausdrückliche Zustimmung gemäß 

Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 sowie gemäß 

Datenschutzgesetz – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF, dass alle im Ansuchen 

um Gewährung von Fördermitteln enthaltenen sowie bei der Abwicklung und 

Kontrolle der Förderung anfallenden, personenbezogenen und 

automationsunterstützt verarbeiteten Daten 

 

a) den zuständigen Landesstellen, dem Landesrechnungshof, dem 

Rechnungshof der Republik Österreich und den Organen der EU für 

Kontrollzwecke übermittelt werden dürfen und 

 

b) Dritten zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirtschaftlichen 

Analysen und Berichte (zB Evaluierungen) über die Auswirkungen der 

Förderung – unter Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen – 

überlassen werden dürfen. 

 

7.2. Der Förderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Förderungsabwicklung die 

ermittelten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des 

Transparenzdatenbankgesetztes 2012 – TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99, idgF, zu 

übermitteln und Daten, wenn sie zur Gewährung, Einstellung oder 

Rückforderung der Förderung erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank 

abzufragen. 

 

 

8. Allgemeine Bestimmungen: 

 

8.1.  Dieser Vertrag wird in zwei Gleichschriften ausgefertigt, wovon je eine 

Gleichschrift der Förderungswerber und die Förderungsgeberin erhalten. 

 

8.2. Abänderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 

 

...................., am ....................   

Fertigung durch die Förderungsgeberin: 

 

      BGM .......................................................... 
 

 

      GV.............................................................. 
 

 

      GR.............................................................. 
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Beschluss des Gemeinderates vom 24.1.2023, Zahl: 1832-0/2023  

 

 

 

      Fertigung durch den Förderungswerber: 

  

 

      .................................................................. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

15. Förderungsvertrag a-Zone Phase III 
Berichterstatter: GR Michael Arbeitstein 

 

 

Der Verein/društvo a-Zone hat mit der Umsetzung des künstlerisch-wissenschaftlichen 

Projektes „Graben//LANDSCHAFT//lesen - kopati//GRAPO//brati“ im Jahr 2021 

begonnen. Für dieses Projekt wurde seitens des Vereines beim Land um Fördermittel 

angesucht.  

 

Der Marktgemeinde wurde von Seiten des Landesrates Ing. Daniel Fellner mit 

Zusicherungsschreiben vom 27.07.2023 (Zl: 03-VK124-10/33-2023) für die 

Projektdurchführung der Phase III, Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens in 

der Höhe von € 11.000,00 für das Jahr 2023 zugesichert.  

 

Für die Weitergabe der Fördermittel an Dritte muss eine Förderungsvertrag zwischen 

der Gemeinde und dem Förderungswerber abgeschlossen werden. 

 

 

 

 

F Ö R D E R U N G S V E R T R A G 

 

 

abgeschlossen zwischen der 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Förderungsvertrag zur Weitergabe der zugesicherten 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens an den Verein a-Zone beschließen. 
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Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSGEBERIN“ genannt 

 

UND 

 

Verein/društvo a-Zone, vertreten durch Zdravko Haderlap 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSWERBER“ genannt 

 

 

 

1. Gegenstand des Förderungsvertrages: 

 

Gegenstand dieses Vertrages ist die Förderung der nachstehend umschriebenen 

Maßnahme unter den nachstehend umschriebenen Voraussetzungen: 

 

Der Verein/društvo a-Zone plant die Umsetzung des künstlerisch-wissenschaftlichen 
Projektes „Graben//LANDSCHAFT//lesen - kopati//GRAPO//brati“ – Phase III. 

Diesen Projekt startet 2021 und wird im Jahr 2023 in der Phase III durchgeführt. 
Zdravko Haderlap und Herwig Turk haben im September / Oktober 2021 eine 
Untersuchung zur Lesbarkeit der Landschaft in einem Graben (Leppen / Lepena) bei 
Bad Eisenkappel / Železna Kapla in Südkärnten. Die Pečnik - Wiese wird zum Zentrum 
des künstlerischen Forschungsprojektes und kommt auf den Marktplatz. Dieses Projekt 
wird im Oktober 2023 am Hauptplatz vorgestellt.  

Dem Verein wurden von Seiten des Landesrates Ing. Daniel Fellner mit 

Zusicherungsschreiben vom 27.07.2023 (Zl: 03-VK124-10/33-2023) für das Jahr 2023 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens in der Höhe von € 11.000,00 

zugesichert.  

 

 

2. Art und Höhe der Förderung: 

 

   Die gewährte Förderung für die unter Punkt 1 beschriebene Maßnahme beträgt  

€ 11.000,00 

 

3. Europarecht: 

 

3.1. Die Parteien halten fest, dass es sich bei der im gegenständlichen Vertrag 

festgehaltenen Maßnahme um keine Beihilfe im Sinne des Artikel 107 Abs. 1 

AEUV handelt. Die Förderungswerberin bestätigt in diesem Zusammenhang 

ausdrücklich, dass die in Art 107 Abs. 1 AEUV normierten Voraussetzungen nicht 

kumulativ vorliegen, da diese Förderung zu keiner potentiellen 



Niederschrift der GR-Sitzung vom 24.10.2023 

 
37 

 

Wettbewerbsverzerrung und Handelsbeeinträchtigung zwischen den 

Mitgliedstaaten führt. 

 

3.2. Die Rückforderung von Beihilfen, die dem EU-Recht widersprechen, richtet sich 

nach 6.2. 

 

3.3. Die Förderungswerberin nimmt zur Kenntnis, dass die Übereinstimmung der 

Förderung mit dem einschlägigen EU-Beihilfenrecht die Grundlage und 

Voraussetzung für die Auszahlung der Förderung ist und daher die 

diesbezügliche Beihilfenrechtskonformität der Förderung als 

Grundvoraussetzung für die Auszahlung ihr ausschließliches unternehmerisches 

Risiko bildet. Sie hat sich daher nötigenfalls aus Eigenem darüber zu informieren 

und ist sich dessen bewusst, dass im Falle einer fehlenden 

Beihilfenrechtskonformität der Maßnahme die Förderung zurückzuzahlen ist. 

Sollten daher entgegen den rechtlichen Annahmen gemäß Punkt 4.1. die 

Förderungsmaßnahme als beihilfenrechtswidrig qualifiziert werden und die 

Verpflichtung zur Zurückzahlung der Förderung bestehen, so erwächst der 

Förderungswerberin aus dem Umstand der Rückzahlungsverpflichtung kein wie 

auch immer gearteter Schadenersatz oder sonstiger Anspruch gegen die 

Förderungsgeberin. 

 

4. Durchführung: 

 

4.1. Der Förderungswerber verpflichtet sich, bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

§ 4 Abs 2 Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG die Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes im Oberschwellenbereich einzuhalten.  

 

4.2. Bei allfälligen Änderungen der dem Vertrag zu Grunde liegenden Maßnahme ist 

vor Durchführung der Maßnahme die schriftliche Zustimmung der 

Förderungsgeberin einzuholen. Die im Förderungsvertrag festgelegten Termine 

sind einzuhalten. 

 

4.3. Die Förderungsgeberin behält sich vor, allfällige technische und wirtschaftliche 

Überprüfungen der Maßnahme auch nach Fertigstellung entweder selbst 

durchzuführen oder sich zur Durchführung Dritter zu bedienen. Der 

Förderungswerber hat daher über Aufforderung Organen der 

Förderungsgeberin den Zugang zur Anlage zu gestatten, erforderliche Auskünfte 

zu erteilen sowie die Einsichtnahme in zugehörige Unterlagen zu ermöglichen. 

Im Falle einer Überprüfung der Maßnahme durch den Bundes- oder 

Landesrechnungshof oder Organen bzw. Beauftragten der EU wird die 

Förderungswerberin nach entsprechender Abstimmung mit der 

Förderungsgeberin, die für die Überprüfung notwendige Einsicht in Anlagen und 

Unterlagen gestatten und die notwendigen Auskünfte erteilen. 



Niederschrift der GR-Sitzung vom 24.10.2023 

 
38 

 

 

4.4. Zum Nachweis der Maßnahme und der widmungsgemäßen Verwendung der 

Fördermittel sind gesonderte auf die Gesamtkosten der Maßnahme bezogene 

Aufzeichnungen zu führen und samt den dazugehörigen Abrechnungsbelegen 

sieben Jahre entweder im Original oder in beglaubigter Abschrift auf allgemein 

üblichen Datenträgern sicher und geordnet aufzubewahren. 

 

4.5. Der Förderungswerber verpflichtet sich, der Förderungsgeberin unverzüglich 

alle Ereignisse mitzuteilen, welche die Durchführung der geförderten Leistung 

verzögern oder unmöglich machen oder eine Abänderung gegenüber dem 

Förderungsansuchen oder der vereinbarten Bedingungen erfordern würden. 

 

4.6. Der Förderungswerber leistet Gewähr dafür, dass er die für die Durchführung 

der Leistung erforderlichen Befähigungen besitzt. Handelt es sich um eine 

juristische Person gilt dies entsprechend für deren Organe. 

 

4.7. Der Förderungswerber verpflichtet sich, das Gleichbehandlungsgesetz zu 

beachten. 

 

5. Auszahlung: 

 

5.1. Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt auf Grundlage der vom 

Förderungswerber vorzulegenden anerkannten und bezahlten 

Originalrechnungen bzw. tatsächlich geleisteten Zahlungen. 

 

5.2. Im Rahmen der geförderten Maßnahme können nur jene Originalrechnungen 

bzw. tatsächlich geleisteten Zahlungen für Leistungen anerkannt werden, die 

nach dem im Fördervertrag vereinbarten Termin für den Beginn der 

Durchführung der Maßnahme in Angriff genommen worden sind. 

 

5.3. Zur Abrechnung sind folgende Unterlagen vorzulegen: 

 

a) detaillierte Auflistung der Kosten; 

 

b) anerkannte und bezahlte Originalrechnungen, Zahlungsbelege, dazugehörige 

Kontoauszüge sowie sonstige notwendige bzw. geeignete Nachweise (zB. für 

die Erfüllung der Förderungsvoraussetzungen); 

 

c) Darstellung der Projektfinanzierung einschließlich Angabe aller tatsächlich 

gewährten Förderungen und 

 

5.4. Die Endabrechnungsunterlagen (rechtsverbindlich gefertigter Schlussbericht 

einschließlich der Abrechnung mit allen zur Beurteilung erforderlichen 
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Unterlagen in übersichtlicher Form) sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 

der Maßnahme der Förderungsgeberin vorzulegen. 

 

6. Einstellung und Rückerstattung: 

 

6.1. Über Aufforderung der Förderungsgeberin hat der Förderungswerber innerhalb 

von vier Wochen die gewährten Förderungsmittel gänzlich oder teilweise, bei 

Verzinsung vom Tag der Auszahlung mit 4 vH über dem Basiszinssatz, zurück 

zu erstatten, wenn  

 

g) Fördermittel trotz Nichteintritts einer vereinbarten Bedingung ausbezahlt 

worden sind; 

 

h) die Förderungsgeberin oder deren Beauftragte über wesentliche 

Umstände unrichtig oder unvollständig informiert worden sind; 

 

i) die geförderte Maßnahme nicht, nicht vereinbarungsgemäß oder nicht 

rechtzeitig durchgeführt worden ist; 

 

j) die Fördermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden 

sind; 

 

k) wenn sonstige Förderungsvoraussetzungen nicht, nicht 

vereinbarungsgemäß oder (trotz schriftlicher qualifizierter Mahnung und 

Setzung einer angemessenen Nachfrist) nicht rechtzeitig erfüllt worden 

sind; 

 

l) die Voraussetzungen für die Gewährung der Fördermittel nachträglich, 

wenn auch nur teilweise, entfallen sind; 

 

m) über das Vermögen des Förderungswerbers vor Beendigung der 

Durchführung der Maßnahme oder vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen ein Insolvenzverfahren eröffnet bzw die 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens 

abgewiesen worden ist; 

 

n) der Betrieb des Förderungswerbers vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen dauernd eingestellt worden ist; 

 

o) vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht beigebracht oder 

erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern eine schriftliche,  
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p) entsprechend befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die 

Rechtsfolgen enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist; 

 

q) vom Förderungswerber Überprüfungen be- oder verhindert worden sind; 

 

r) der Förderungswerber Ereignisse, welche die Durchführung der 

geförderten Maßnahme verzögern oder unmöglich machen oder eine 

Änderung der Förderungsbedingungen im Sinn von Punkt 4.5 erforderlich 

machen würden, nicht rechtzeitig mitgeteilt hat; 

 

s) die Richtigkeit der Endabrechnung innerhalb der 7-jährigen 

Aufbewahrungsfrist nicht mehr überprüfbar ist, es sei denn, dass die 

Unterlagen aus Gründen, die nicht der Sphäre des Förderungswerbers 

zuzuordnen sind oder auf Grund höherer Gewalt (z.B. Naturkatastrophen 

oder Brand) verloren gegangen sind; 

 

t) die ausdrückliche schriftliche Zustimmung zur Datenübermittlung nach der 

Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 und nach dem 

Datenschutzgesetz – DSG, schriftlich widerrufen worden ist; 

 

u) wenn dies aus gemeinschaftsrechtlichen Gründen geboten ist, 

insbesondere, weil die Förderung gegen das EU-Beihilfeverbot verstößt. 

Das gilt nicht nur, wenn einer Förderung die Genehmigung der 

Kommission versagt wird oder sie nicht einem genehmigten 

Förderprogramm entspricht, sondern auch dann, wenn eine Förderung 

entgegen der Notifizierungspflicht gemäß Art 108 Abs 3 AEUV zugesagt 

oder gewährt worden ist oder 

 

v) wenn Fördermittel aus welchen Gründen auch immer nicht verbraucht 

worden sind. 

 

6.2. Tritt einer der oben (6.1) angeführten Sachverhalte ein, so erlischt gleichzeitig 

die Zusicherung hinsichtlich der noch nicht ausbezahlten Förderung. 

 

6.3. Von einer Einstellung und Rückerstattung der Fördermittel kann trotz 

Insolvenzverfahren in den Fällen der Vorlage eines Sanierungsplanes oder einer 

Veräußerung abgesehen werden, wenn der Sanierungsplan von den Gläubigern 

angenommen und vom Gericht bestätigt wird und trotz Annahme und 

Bestätigung des Sanierungsplanes bzw. der Veräußerung die Erreichung des 

Förderungszieles nicht gefährdet scheint. Auf die Anmeldung einer Forderung 

im Insolvenzverfahren darf von der Förderungsgeberin nicht verzichtet werden. 
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7. Abtretung, Anweisung oder Verpfändung: 

 

Der Förderungswerber verpflichtet sich, weder durch Abtretung, Anweisung oder 

Verpfändung noch auf andere Weise über die gewährte Förderung zu verfügen. 

 

8. Haftungsausschluss: 

 

Eine Haftung der Förderungsgeberin wegen allfälliger Verletzungen dieses Vertrages 

und für vor dem Vertragsabschluss getätigte Äußerungen oder Zusicherungen wird auf 

grobes Verschulden beschränkt. 

 

9. Datenschutz: 

 

9.1. Der Förderungswerber erklärt seine ausdrückliche Zustimmung gemäß 

Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO, Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 sowie gemäß 

Datenschutzgesetz – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF, dass alle im Ansuchen 

um Gewährung von Fördermitteln enthaltenen sowie bei der Abwicklung und 

Kontrolle der Förderung anfallenden, personenbezogenen und 

automationsunterstützt verarbeiteten Daten 

 

c) den zuständigen Landesstellen, dem Landesrechnungshof, dem 

Rechnungshof der Republik Österreich und den Organen der EU für 

Kontrollzwecke übermittelt werden dürfen und 

 

d) Dritten zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirtschaftlichen 

Analysen und Berichte (zB Evaluierungen) über die Auswirkungen der 

Förderung – unter Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen – 

überlassen werden dürfen. 

 

9.2. Der Förderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Förderungsabwicklung die 

ermittelten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des 

Transparenzdatenbankgesetztes 2012 – TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99, idgF, zu 

übermitteln und Daten, wenn sie zur Gewährung, Einstellung oder 

Rückforderung der Förderung erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank 

abzufragen. 

 

10. Rechtswahl und Gerichtsstand: 

 

Dieser Vertrag unterliegt österreichischem Recht mit Ausnahme des UN-Kaufrechtes 

und der Verweisungsnormen des Internationalen Privatrechts. Ausschließlicher 

Gerichtsstand aus allen sich aus dem gegenständlichen Vertrag und der Gewährung 

der Förderung entstehenden Rechtsstreitigkeiten, beinhaltend auch 
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Rechtsstreitigkeiten über die Gültigkeit bzw. das rechtmäßige Zustandekommen des 

gegenständlichen Vertrages, ist das jeweils sachlich zuständige Gericht für Bad 

Eisenkappel. 

 
11. Allgemeine Bestimmungen: 

 

11.1. Dieser Vertrag wird in zwei Gleichschriften ausgefertigt, wovon je eine 

Gleichschrift der Förderungswerber und die Förderungsgeberin erhalten. 

 

11.2. Abänderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 

...................., am ....................   

Fertigung durch die Gemeinde: 

 

      

      BGM .......................................................... 

 

      GV..............................................................

   

      GR.............................................................. 

Beschluss des Gemeinderates vom 24.10.2023, Zahl: 1832-0/2023 

 

      Fertigung durch den Förderungswerber: 

  

      .................................................................. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

16. Lesnikfeld – Fa. Smretschnig Konzept und Verkauf 

Berichterstatterin: LAbg. GRin Manuela Lobnik 

 

In der Sitzung des Finanzausschusses am 06.07.2023, des Gemeindevorstandes am 

13.07.2023 sowie des Gemeinderates am 20.07.2023 wurde für den Verkauf der 

Parzellen 649/3 und 649/5 am Lesnikfeld beschlossen, dass der Verkauf der Parzelle 

649/3 (derzeitiger Bestand) gemäß den im Vertrag festgelegten Konditionen an Herrn 

Gerhard Smretschnig (Naturholz Smretschnig GmbH) verkauft werden soll. Für die 

Betriebserweiterung auf einem Teilbereich der Parzelle 649/5, KG 76217, lt. 

Teilungsentwurf im Ausmaß von 7833 m², sollte ein Konzept vorgelegt sowie der 

Kaufpreis neu verhandelt werden.  

Für den Verkauf der Parzelle 649/3 wurde bereits die Ausarbeitung eines Kaufvertrages 

beim Notar Dr. Užnik beauftragt. Wie in den Gremien beschlossen, legte Herr 
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Smretschnig nunmehr der Marktgemeinde ein Konzept vor. Dieses wird den 

Ausschussmitgliedern im Anhang zur Verfügung gestellt. 

Demnach beabsichtigt dieser lt. Konzept für die Betriebserweiterung einerseits ein 

Bürogebäude und eine Lagerhalle zu errichten sowie andererseits das Grundstück als 

Lagerfläche zu nutzen. Eine detaillierte Planung sowie der Umsetzungszeitraum liegen 

derzeit nicht vor. Herr Smretschnig war bei der Sitzung des Gemeindevorstandes am 

18.10.2023 beim Tagesordnungspunkt anwesend. 

Von Seiten der Gremien ist nunmehr zum einen zu beschließen, ob der Teilbereich der 

Parzelle 649/5 an Herrn Smretschnig veräußert werden soll. Zum anderen ist der 

Kaufpreis zu verhandeln bzw. festzulegen. 

 

 

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

17. Projekt Komposch Ebene - Grundsatzbeschluss  

Berichterstatterin: Bgm. in Elisabeth Lobnik, Bakk. 
 

In der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Bau sowie des Gemeindevorstandes 

am 03.11.2022 wurde die Auftragsvergabe zur Erarbeitung der Studie „Wohnquartier 

Komposch-Ebene“ im Rahmen des Projektes „Quartier und Wir“ beschlossen sowie im 

Anschluss in Auftrag gegeben. Die Kosten für diese Studie werden zur Gänze seitens 

der Abteilung 11 - Zukunftsentwicklung, Arbeitsmarkt und Wohnbau übernommen. 
 

Von Seiten des Projektteams wurde nunmehr die Studie im Ausschuss für Wirtschaft 

und Bau am 17.10.2023 vorgestellt. Den Gemeinderatsmitgliedern werden die 

Unterlagen der Studie vorab zur Verfügung gestellt sowie im Rahmen der Sitzung über 

diese berichtet. Die Studie beinhaltet eine ausführliche Bestandsaufnahme sowie 

Analyse. Daraus resultierend wurden Handlungsempfehlungen für die Entwicklung des 

Wohnquartieres auf der Komposch-Ebene abgeleitet. Die Empfehlungen gliedern sich 

in kurzfristige, mittelfristige und langfristige Maßnahmen. 
 

Ziel ist nunmehr die Umsetzung des vorgelegten Konzeptes. Dafür wird ein zeitlicher 

Etappenplan ausgearbeitet werden. Für die Umsetzung bedarf es der Inanspruchnahme 

unterschiedlicher Förderschienen. Eine Fördermöglichkeit bietet u.a. die Abteilung 11 

im Rahmen des Wohnbauprogramms. Hierfür wäre bis Anfang November ein Antrag 

auf Aufnahme in das Programm auf Basis der Studie zu stellen. 
 

Von Seiten der Gremien soll für die Antragsstellung nunmehr ein Grundsatzbeschluss 

zur Umsetzung der Maßnahmen der Studie gefasst werden. 

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge den Verkauf des 

Teilbereichs der Parzelle 649/5, KG 76217, gemäß Teilungsentwurf im Ausmaß von 

7833 m² zu einem Kaufpreis in der Höhe von € 9,00 pro m² an Herrn Gerhard 

Smretschnig beschließen. 
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GR Gabriel Hribar: Speziell bei der Gestaltung der baulichen Gegebenheiten sehe ich 

es als nicht notwendig, dass die Bürger mitreden müssen. Bei der äußeren Gestaltung 

sollte es dann eine Bürgerbeteiligung geben.  

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

18. Verordnung Parkplatz NMS / Bildungszentrum 
Berichterstatterin: Bgm. in Elisabeth Lobnik, Bakk. 

 

Seitens der Direktion des Bildungszentrums wurde angesucht zu verordnen, dass die 

Parkplätze vor dem Bildungszentrum an Schultagen von 06:00-14:00 Uhr ausschließlich 

den Bediensteten des Bildungszentrums zur Verfügung stehen: 

 

Dieser Antrag wurde am 17.10.2023 im Ausschuss für Wirtschaft und Bau behandelt. 

Nach ausführlicher Diskussion wurde der Antrag abgelehnt, zumal für eine solche 

Verordnung kein Bedarf gesehen wird.  

 

Im Rahmen der Gemeindevorstandsitzung am 19.10.2023 wurde der Antrag ebenso 

behandelt und intensiv diskutiert. Das Ergebnis der Diskussion war, dass dem Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft und Bau auf Ablehnung des Antrags, seitens des 

Gemeindevorstands nicht gefolgt wurde. 

 

Weiters wurde seitens des Gemeindevorstandes festgestellt, dass für diesen Zweck keine 

Verordnung der Gemeinde notwendig ist. Es wurde daher vorgeschlagen, dass von 

Seiten der Schule bzw. des Schulgemeindeverbandes eine entsprechende Hinweistafel 

aufgestellt werden soll und es daher keines Beschlusses des Gemeinderats bedarf. 

 

 

 

 

 

 

 
 

Einstimmig wird dieser Antrag zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Bau, stellt über den Gemeindevorstand an den 

Gemeinderat den Antrag, dieser möge die weitere Vorgehensweise wie im Bericht 

dargestellt, als Bericht zur Kenntnis nehmen. 

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Bau, stellt über den Gemeindevorstand an den 

Gemeinderat den Antrag, dieser möge grundsätzlich die Umsetzung des Konzepts 

und der in der Studie empfohlenen Maßnahmen sowie die darin geplante 

Wohnraumentwicklung beschließen. 
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19. Umstellung Kommunalsoftware 
Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Jürgen Lamprecht 

 

Mit der Einführung der VRV 2015 wurde im Jahr 2020 auch die Kommunalsoftware 

neu angeschafft. Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach hat seit 2020 die Software 

Infoma in Betrieb. Aufgrund von Missständen (z.B. keine gesetzeskonformen 

Nachweise, etc.) im Programm und der großen Unzufriedenheit in der Finanzverwaltung 

ist nunmehr ein Wechsel der Kommunalsoftware angedacht. 

 

Seitens des Gemeindeamtes wurden Angebote der beiden am Markt vorherrschenden 

IT-Firmen für Kommunalsoftware (CommUnity und PSC) eingeholt. Die beiden 

Anbieter stellten die Programme auch am Gemeindeamt vor. Zudem wurden die beiden 

Programme von den MitarbeiterInnen des Amtes in den Nachbargemeinden vor Ort 

angesehen. Bei beiden Anbietern sind geringfügige Adaptierungen erforderlich, um den 

Anforderungen der VRV zu entsprechen. Lt. Auskunft der Aufsichtsbehörde sind diese 

Anpassungserfordernisse jedoch als gering einzustufen – anders als bei Infoma. 

 

Nach ausführlichen Überlegungen und Abwägungen durch alle MitarbeiterInnen des 

Amtes wurde gemeinsam der Umstieg auf und für eine Zusammenarbeit mit 

CommUnity (Georg) entschieden. Die wesentlichsten Gründe dafür waren folgende: 

 

• Einheitliche und gesamtheitliche Kommunalsoftware (eine Anwendung) 

• Sehr innovative Software (people connect, etc.) 

• Module, die andere Softwareanbieter derzeit nicht anbieten 

• Viele automatisierte Prozesse 

• Wahlservice der Gemeinde wird bereits durch CommUnity zur Verfügung 

gestellt 

• Gute Erfahrungen beim Support im Wahlservice 

• Andere Gemeinden, die von Infoma umgestiegen sind, wechselten zu 

CommUnity 

• Das Unternehmen weist schon einige Erfahrungen mit der Umstellung und 

Migration aus Infoma vor 

• Erfahrungen der anderen Gemeinden zeigen einen sehr guten Support (auch 

rechtlich) 

 

Die Einmalkosten für den Umstieg belaufen sich laut Angebot auf rund € 40.000,00. 

Die laufenden Kosten belaufen sich auf rund € 1.425,00 (exkl. bereits bestehendem 

Wahlmodul) und werden monatlich anfallen. Die Einmalkosten können nach Absprache 

mit dem Softwareanbieter auf die Jahre 2024 und 2025 aufgeteilt werden. Kosten fallen 

erst ab tatsächlicher Einführung der einzelnen Module an. 

 

Mit dem Umstieg soll bereits im November begonnen werden (Migration, 

Datenbereinigungen, Einstellungen, Workshops, etc.). Die Einschulungen sollen 

daraufhin im Jänner 2024 durchgeführt werden. 
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Aus Sicht der Verwaltung ist ein Wechsel der Kommunalsoftware dringend erforderlich, 

um so mit einer gesamtheitlichen Software arbeiten zu können, Arbeitsprozesse zu 

erleichtern, automatisieren sowie zu digitalisieren und somit eine effiziente und 

moderne Verwaltung gewährleisten zu können. 

Zudem werden in Folge mit der Einführung der neuen Software auch Ressourcen und 

Kapazitäten frei, die für Projekte und andere Tätigkeiten eingesetzt werden können. 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgermeisterin Elisabeth Lobnik, Bakk.: Von meiner Seite wird festgestellt, dass die 

Software derzeit den Anforderungen des Volksgruppengesetzes nicht entspricht. Da 

diese Problematik aber in mehreren Gemeinden besteht und diese von Gesetz wegen 

gezwungen sind, Ausfertigungen in beiden Landessprachen zu erstellen, wird 

gemeinsam mit den betroffenen Gemeinden der Softwarefirma mit Nachdruck die 

Notwendigkeit der Adaptierung der Software, in Hinblick auf den Einsatz der 

slowenischen Sprache vermittelt. 

Antrag: 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge den 

Softwareumstieg und somit die Anschaffung der Kommunalsoftware „Georg“ beim 

IT-Unternehmen CommUnity in der Höhe von einmalig rund € 40.000,00 samt 

Folgekosten beschließen. 
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Von den Gemeinderäten der EL Fraktion wir folgender Zusatzantrag eingebracht: 

 

 

Zuerst wird über den Hauptantrag abgestimmt:  
 

Mit 7 Stimmenthaltungen wird dieser Antrag beschlossen. 

Gegenstimmen: Gemeinderäte der EL-Fraktion 

 

Danach erfolgt die Abstimmung über den Zusatzantrag der EL: 
 

Mit 12 Gegenstimmen wird dieser Antrag abgelehnt. 

Gegenstimmen: Alle Gemeinderäte der SPÖ-Fraktion  und der ÖVP-Fraktion 
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20. 2. Änderung Stellenplanverordnung 2023 
Berichterstatterin: Bgm. in Elisabeth Lobnik, Bakk. 
 

Aufgrund von Anpassungen des Kärntner Kinderbildungs- und betreuungsgesetzes 

wurden vom Gemeinde-Servicezentrum in Kooperation mit dem Land Kärnten die 

bestehenden Zuordnungen der Stellen in Kindergärten und Kindertagesstätten evaluiert. 

Daraus resultierte u.a. eine neue Zuordnung der Kleinkinderzieherinnen von Stellenwert 

27 auf 30. Voraussetzung dafür stellt eine zweijährige Berufserfahrung dar. 

 

Um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen, sind die Planstellen der 

Kleinkinderzieherinnen unseres Kindergartens und unserer Kindertagesstätte in der 

Stellenplanverordnung entsprechend anzupassen und darzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

VERORDNUNG 
 
des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 24.10.2023, Zahl: 1832-0/2023, 
mit welcher die 2. Stellenplanänderung für das Verwaltungsjahr 2023 beschlossen wird. 

(2. Änderung Stellenplan 2023) 

 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Kärntner Gemeindebedienstetengesetzes – K-GBG, LGBl. Nr. 56/1992, zuletzt 
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 45/2023, des § 3 Abs. 1 und 2 des Kärntner 
Gemeindevertragsbedienstetengesetzes – K-GVBG, LGBl. Nr. 95/1992, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl. Nr. 69/2023, sowie des § 5 Abs. 1 und 2 des Kärntner 
Gemeindemitarbeiterinnengesetzes – K-GMG, LGBl. Nr. 96/2011, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 69/2023, wird verordnet: 
 

§ 1 
Beschäftigungsobergrenze 

 
Für das Verwaltungsjahr 2023 beträgt die Beschäftigungsobergrenze gemäß § 5 Abs. 1 K-GBRPV 

298 Punkte. 
 

§ 2 
Stellenplan 

 
(1) Für die Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben werden im Verwaltungsjahr 2023 folgende Planstellen 
festgelegt: 
 

  
Stellenplan nach 
K-GBG 

Stellenplan nach 
K-GMG 

BRP 

Lfd. Nr. 
Beschäftigungs-
ausmaß in % 

VWD- 
Gruppe 

DKl. GKl. 
Stellen-
wert 

Punkte 

1 100,00 B VII 17 63 63,00 

2 100,00 C V 7 33 33,00 

3 75,00 P5 III 2 18  

4 100,00 B VI 10 42 42,00 

Antrag: 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge 

nachstehende 2. Änderung der Stellenplanverordnung 2023 beschließen. 
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5 100,00   7 33 16,50 

6 100,00 C V 10 42 42,00 

7 100,00 C V 8 36 36,00 

8 100,00 D IV 5 27 27,00 

9 100,00 K  11 45  

10 100,00 K  9 39  

11 100,00 K  9 39  

12 100,00 P3 III 6 30  

13 100,00 P3 III 6 30  

14 100,00 P3 III 6 30  

15 75,00   6 30  

16 68,75 P5 III 2 18  

17 56,25 P3 III 6 30  

18 75,00 K  9 39  

19 17,00   8 36  

20 100,00 P1 III 10 42  

21 100,00 P3 III 6 30  

22 100,00 P2 III 7 33  

23 100,00 P4 III 6 30  

24 100,00 P2 III 7 33  

 

BRP-Summe 259,50 

 
 
(2) Der Beschäftigungsrahmenplan wird eingehalten. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Verordnung tritt am 01. November 2023 in Kraft. 
 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 27.04.2023, 
Zahl: 711-0/2023, außer Kraft. 
 
 
 

Die Bürgermeisterin: 
Elisabeth Lobnik, Bakk 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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21. Zusammensetzung Kommission Spendenkonto Katastrophenschäden 2023 
Berichterstatterin: Bgm. in Elisabeth Lobnik, Bakk. 

 

Nach der Unwetterkatastrophe im August 2023 wurde von Seiten der Gemeinde 

aufgrund der hohen Nachfrage ein Spendenkonto über den Notar Dr. Užnik eingerichtet. 

Der Kontostand per 20.10.2023 beträgt € 30.212,00. Der Stand hat sich bis dato nicht 

geändert. Um eine gerechte und transparente Verteilung der Spendengelder zu 

gewährleisten, soll für die Festlegung der Verteilung eine Kommission eingerichtet 

werden.  

Laut § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats der Marktgemeinde Eisenkappel-

Vellach vom 24.11.2015 werden die nichtbehördlichen Aufgaben des eigenen 

Wirkungsbereichs (bei Nichtvorhandensein eines Finanzierungsplans bis max. € 

50.000) dem Gemeindevorstand zur selbstständigen Erledigung übertragen.  

Von Seiten des Gemeindevorstands wird im Sinne maximaler Transparenz 

vorgeschlagen zusätzlich den Notar Dr. Thomas Friedrich Užnik in die Kommission zu 

bestellen. 

Die Kommission würde somit aus folgenden Personen bestehen: 

 

1) Bgm. Elisabeth Lobnik, Bakk. 

2) Vzbgm. Ing. Jürgen Lamprecht 

3) Vzbgm. Franz Josef Smrtnik 

4) GV Thomas Schadl 

5) GV Markus Korotaj 

6) Notar Dr. Thomas Friedrich Užnik 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 

22. Bestandvertrag BIK_Pop (Breitband) 

Berichterstatter. Vizebgm. Ing. Jürgen Lamprecht 

 

Im Rahmen des Glasfaserausbaus durch die Breitbandinitiative Kärnten GmbH und dem 

Investor Kelag Connect in der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ist ein sogenannter 

„PoP“ (Point of Presence) zu errichten. Dies ist der Hauptverteilerknoten für das 

Glasfasernetz in der Gemeinde. In der Gemeinde soll dieser auf der Parzelle 629/1, KG 

76206, situiert werden. Dies ist die Parkfläche gegenüber des Billa-Areals.  

 

 

Antrag: 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die 

Bestellung einer Kommission zur Verteilung der Spendengelder des Spendenkontos 

der Unwetterkatastrophe 2023 mit den oben angeführten Personen beschließen. 
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Von Seiten der BIK wurde dazu ein Entwurf des Bestandvertrages vorgelegt, welcher 

noch an die Gemeinde angepasst werden wird. Dieser stellt einen Standard-

Bestandvertrag dar, welchen die BIK mit allen beteiligten Gemeinden abschließt. Der 

Entwurf des Vertrages wird den Gremiumsmitgliedern in der Anlage zur Kenntnis 

gebracht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

23. Antrag nach § 41- K-AGO der Eisenkappler Liste Kapelška Lista-

Gemeinderatsmitglieder – Ankauf von Abfalleimern …. 

Berichterstatterin: LAbg. GRin Manuela Lobnik 

 

Die Mitglieder der Eisenkappler Liste Kapelška Lista-Gemeinderatsfraktion haben in 

der Sitzung des Gemeinderates am 07.06.2021 nachstehenden Antrag eingebracht:  
 

Antrag: 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge den 

Entwurf des Bestandvertrags zwischen der BIK Breitbandinitiative Kärnten GmbH 

und der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach für einen Teilbereich der Parzelle 

629/1, KG 76206, für eine Bestanddauer von 99 Jahren für die Errichtung des „PoP“ 

(Point of Presence) beschließen und damit dem Standort sowie der Errichtung des 

„PoP“ zustimmen. 
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In der Zwischenzeit wurden zahlreiche Angebote und Vorschläge ausgearbeitet, jedoch 

konnte noch keine Einigung betreffend die Gestaltung sowie Finanzierung gefunden 

werden. Im Frühjahr 2024 ist jedoch die Beauftragung einer Konzepterstellung für die 

Ortsgestaltung/Gestaltung des Hauptplatzes beabsichtigt.  

 

Eine erste Begehung und Besichtigung fanden bereits statt. Auch ein Angebot liegt 

bereits vor. Diese Planung soll aus den noch zur Verfügung stehenden Mittel der 

Ortsgestaltung (Coppla Wirtschaft) finanziert werden.  
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Im Zuge der Ausarbeitung dieses Konzeptes zur Ortsgestaltung/Gestaltung des 

Hauptplatzes soll auch die Anschaffung von Abfalleimern behandelt werden. So kann 

ein ganzheitliches Ortsbild gewährleistet werden.  
 

 

  

 

 

 

 

 

 

GR Michael Arbeitstein: Bittet bei der Auswahl der Mülleimer brandsichere Produkte 

auszuwählen. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

Nichtöffentlicher Teil der Sitzung: 

 

24. Personalangelegenheiten - Einstellung Elementarpädagogin 
Berichterstatterin: Bgm. in Elisabeth Lobnik, Bakk. 
 

 

 

Ende der Sitzung: 22:15 

 

     

Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen, Sicherheit und Tourismus stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Antrag annehmen und der vorgeschlagenen Vorgehensweise zustimmen.  

 

 

 

 

 


